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1. Jahrgang Poznań, den 15. November 1926 Nr. 13 
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Ain unsere Mitglieder! 
Am Sonntag, dem 28. November ds. Jahres, mittags 12 Uhr, 


findet die erste statutengemäße 


VERBANDSTAGUNG 
(MITG LIEDERVERSAMMLUNG) 


unseres Verbandes in den Raumen der Grabenloge, Poznań, ulica Grobla 25, stait. 


Das Programm der Versammlung ist folgendes: 


l. Begrußung durch den Verbandsvarsitzenden; 

2, Geschaftsbericht, erteilt vom Verbandsgeschaftsführer; 

3. Vortrag des Herrn Syndikus Dr. Fritz Guttmann 
aus Kattowilz über Wirlschaftsfragen; 

4. Wahl der Mitglieder des Beirates. 


Im Anschluß an die Mitgliederversammlung findet in den gleichen Räumen eine 
erste Sitzung des Beirates statt, In der die Wahl des Vorstandes erfolgt, 


Wir laden hierdurch alle unsere Mitglieder zur Teilnahme an unserer Verbandstagung 
ein und weisen besonders darauf hin, daß Damen.und Gaste willkommen sind. 


en =< iae eea = Zu) 


ji Zur Begrußung der auswärligen Mitglieder findet am Sonnabend, dem 2 


| 27. November, abends PM, Uhr ein i 


BEGRUSSUNGSABEND 


in den gleichen Raumen statt. | 


Bj 
has j ee 


Wir hoffen, eine recht stattliche Anzahl unserer Miiglieder zur ersten Verbandsiagung 
begrußen zu konnen. 


Der Vorstand. Der Geschäftsführer. 
Mix, Vorsitzender Waaner, 
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Nr. 13 


. Erfordert die heutige Zeit Reklame? 


Um die derzeit allgemein herrschende Geschaftskrise zu 
uberwinden, ist jeder Industrielle und Kaufmann gezwungen, 
seine laufenden Ausgaben auf em Mindestmaß herabzu- 
drücken. Alle zu enrbehrenden Posten werden ganz oder teil- 
weise gestrichen, man beginnt an allen Ecken und Enden des 
Betriebes mit einschneidenden Sparmaßnahmen, wie diese 
bereits zur Genüge aus eigener Erfahrung bekannt sind. Ge- 
schafte mit einem gewissen Risiko werden uberhaupt nicht 
mehr hereingenaminen, um sich vor weiteren Verlusten mog- 
lichet zu schützen. Viele fangen. bei diesem Sparproze:se 
gerade am verkehrten Ende an, indem sie ihr Reklamebudget 
fur die nachste Zeit uberhaupt oder teilweise streichen. Solche 
Kaufleute sind der irrigen Anschauung, daß jedwede Pro- 
paganda die Ware vertenert, da der Reklameposten von Haus 
aus auch einkalkuliert wurde. Am naheliegendsten ist daher 
das Reklamekonto, da sich bei ihm am meisten sparen laßt 
Es ware geradezu unkaufinannisch, sagen diese Leute, in der 
heutigen Zeit fur Reklame Geld zu verausgaben, das man 
geradezu zum Fenster hinauswerfen würde. Jetzt, wo man bei 
der Ware mit Heller und Pfennig rechnet, soll man nuch Pro- 
paganda machen? Nein . der Artikel 
vertrag! keine weitere Belastung, wenn 
man ihn noch halbwegs zu konkurrenz- 
fahigen Preisen auf den Markt bringen 


die fortlaufend erscheinende Anzeige sall anch bewirken. daß 
Firmen und deren Erzeugnisse in das Gedachtnis des Ab- 
nehmer< eingehammert werden. um bekannt zu bleiben. Mit 
jeder neuen Wiederholung der Anzeige steigert sich auch der 
Erfolg, der in guten Zeiten, wenn man die Propaganda nicht 
unterbrochen hat, auf das Doppelte, ja auch auf das Mehr- 
fache anwachst. Der weitblickende Unternehmer wird nic- 
mals seine laufende Anzeige aussetzen. Das Nichter: 
des Inserates fallt naturgemaß innerhalb des Interessenten. 
krei sufort auch auf und nichts ist nunmehr naheliegender 
als die Annahme, daß die Firma entweder der herrschenden 
Geschaliskrisis um Opfer gefallen ist oder die Erzeugung 
des angezeigten Artikels fallen gelassen hat. Diese Firma 
wird gar bald innerhalb des Interessentenkreises in Vergessens 
heit geraten und die ihr bereits zugedachten Aufträge werden 
der Konkurrenz in den Schoß fallen. lediglich aus dem Grunde, 
weil die bereits gewohnte Anzeige nicht mehr vor die Augen 
der Interessenten geführt wird. 

Am bittersten racht sich wohl die Reklameunterbrechung 
im Augenblick beginnender Konjunktur. denn du bedarf es 
einer gewaltigen Anstrengung, um den 


Namen des Unternehmens allen In- 
teressenten wieder in Erinnerung zu 
bringen, Eine Firma ist aber viel 


will. Der Fachzeitschrift, von welcher 
soeben ein Anzeigenangebot cinlief, wird 
kurz mitgeteilt: „In Anbetracht der der- 
zeit schlechten Geschaftslage bedauern 


Annoncen- Expedition 
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leichter vergessen, als in Erinnerung 
gebracht. Bei der Konkurrenz hin- 
gegen, die weder Engherzigkeit m der 
Wahl der Mittel, noch Beschrunkung 


wir usw.“ Diese und ahnliche Phrasen 
werden in vielen Fallen angewendet, 
ohne in Erwagung zu ziehen. ob man 
wirklich in seinem Geschafte ganz ohne 
Reklame auskommen kann oder nicht. 

Gewiß wird der umsichtige Ge- 
schaftsmann auch sein Reklamebudget 
umstellen, aber es darf nicht zu weit 
gegangen werden. Reklame im Geschaft 
ist Wasser auf die Mühle. Beginnt man 
der Mühle Wasser abzuziehen, wird 
deren Gang gehemmt. So auch im 
Unternehmen, sobald man unvernünl- 
tigerweise die Propaganda einstellt. 
Sparen muß man in dieser Beziehung 
zur wichtigen Zeit und am richtigen 
Fleck, dann wird es auch gelingen, die 
Reklameausgaben zu vermindern. 

Es gibt immer wieder Kauflente, die vor den Kosten 
einer Reklame warnen und an Hand von Statistiken zu he- 
weisen suchen, daß man bei Propaganda nicht auf seine Kosten 
kommt. Dies sind jedoch Einzelfälle, die zu einer Verall- 
gemeinerung keine Berechtigung geben. Wer auf solche Leute 
achtet. wird gar bald von der gewandteren Konkurrenz über- 
rannt. Die Zeiten, in denen eine Firma ohne jegliche Pro- 
Paganda arheiten konnte, sind wohl für immer vorbei. In der 
Zeit des Flugzeugs, Automobils, Radios, der Leistungsfahig- 
keit moderner Maschinen und dem verfeinerten Geschmack 
der Kundschaft ist auch das Tempo des Geschaftslebens ein 
anderes geworden. Heutzutage wartet man nicht mehr, bis 
sich der erzeugte Artikel vermöge seiner Güte. Brauchbarkeit 
und Preiswürdigkeit von selbst Ahsatz geschaffen hat, denn 
„Time is money“. Fin schneller Umsatz ist nur durch Reklame 
moglich. 

Ein Sprichwort sagt: „Eine Schwalbe macht noch keinen 
Sommer“, so ist es auch mit der Anzeigenpropaganda. Eine 
Anzeige, mag sie noch so groß und auffallig sein, wird noch 
lange nicht die gewünschten Erfolge Lringen. Erfahrene Kauf- 
lente pflegen daher obne Rücksicht auf Geschäftsstille oder 
Konjunktur fortlaufend zu inserieren, denn die Reklame ist 
nicht allein dazu da, einen Artikel bekannt zu machen, sondern 
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auf einen bestimmten Betrag zeigte, 
in diesem Moment sofort das Ge- 
schaft flott ein, da sie eben auch in 
schlechten Zeiten dafur sorgte, bei 
ihrem Abnehmerkreis in bester Em 
innerung zu leiben. 

Die Erfahrung in der Reklame 
lehrt, da sie sich nur dann wirklich 
bezahlt macht. wenn sie sich auf Güte 
und Preiswürdigkeit der erzeugten Ar- 
tikel stützen kann. Anderenfalls ist 
ein Verlust unausbleiblich. Tine ge- 
schickte Reklame für Qualitaiware 
wird immer Erfolge bringen. Bei ziel- 
bewußter Durchführung steigert Fie 
den Umsatz derart. da man sogar an 
die Herabsetzung des Verkaufspreises 
schreiten kann. An dieser Herabsetzung 
wird wohl heute jeder Unternehmer reichliches Interesse haben, 
Alleinerzeuger irgend eines neuen Artikels bleibt man ger 
wohnlieh nicht lange. Man ist daher gezwungen. alle sich 
bietenden Hilfsmittel zur Steigerung seiner eigenen Leistungs- 
fahigkeit in Anspruch zu nehmen, um nicht in den Hintergrund 
gedrangt zu werden. In jedem Falle leistet die Reklame un- 
schatzbare Dienste sowohl in der Fertigung der eigenen 
geschaftlichen Position, als auch beim Vorgehen gegen eine 
unliebsame Konkurrenz. 

Bedarf an Ware ist immer vorhanden, trotzdem die frühere 
Kaufkraft wesentlich nachgelassen hat. Man kann sich immer- 
hin mit der Tatsache trosten, daß es noch genügend kauf- 
kraftige Firmen gibt, mit denen lukrative Geschafte getutigt 
werden konnen. Den modernen Geschaftsnıann werden auch 
Krisen niemals dazu verleiten konnen, seine Reklame bis zum 
Eintritt besserer Zeiten zurückzustellen, da es gerade in der 
flauen Zeit darauf ankommt. durchzuhalten. um jederzeit 
gewappnet zu sein. Man ist in der Wahl der Anzeigenblatter 
vorsichtiger geworden, und greift bloß zu Blättern, die ver- 
moge ihrer hohen Auflage und umfassenden Verbreitung den 
gewünschten Erfolg voraussehen lassen. 
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Titelübersetzungen. 


Die Bemerkung „(übersetzt Nr. _. )* bedeute, 
der Zeitschrift der deuischen Seim- und Senatsabgeoräncten fü 
„Polnische Gesetze und Verordnungen in deutscher 
Zeitschrüt isi von der GeschEilsstelle, Poznan, Waly Les: 


Dziennik Ustaw Nr. 106 vom 28. Oktober 1926. 
Verordnung des Staatspräsidenten 
610 — ubersetzt Nr. 23 — vom 22, Oktober 1926 uber die 
Regelung des Geldumlaufes ...unceaonseeneeneeere 
Veriugungen des siaeePisidenten: 


611 — vom 22, Oktober 1926 über Enteignung des Bodens 
bei der Station Chelm zugunsten der Staatseisenbahn . 

612 — vom 22. Oktober 1926 über Enteignung des Bodens 
zum Bau der Station Kadzid!o der staatlichen 1 4elalahn 


Posen und 


Pas. 


Pas 
Pos. 


Grabowo - Ostroleka— Myszyniec 
Verordnungen: 
Pos. 613 — des Finanzministers vom 2, Oktober 1926 fiber die 


Fe tsetzung des Preises für bessere Machorka im Einzel- 


Pos, des Finanzministers vom 11, Oktober 1926 über 


614 
den Einzelverkauf von Tabakfabrıkaten 


615 — des Finanzministers vom 11. Oktober 1926 über 
die Herausgabe vun Schatzscheinen der Serie 13..... 
616 des Justizministers vom 12. Oktaber 1926 über 
Aufhebung der Friedensgerichte im Kreise Krzemieniec im 
Bereiche des Bezirksgerichtes Rowno ,,, 
617 — des Justızministers vom 12. Oktober 1926 über die 
Aufhebung der Friedensgerichte Im Kreise Wolkow im Be- 
reiche des Bezirksgerichtes Grodno 
Pos. 618 — des Verkehrsministers vom 22. Oktober 1926 über 
die Erüffnung des vorläufigen Verkehrs auf der Linic Kalety 
--Podzamcze . 
Pos. 619 des Verkehrsministers vom 22. Oktob 
ausgegeben im Einvernehmen mit den Ministern für Fi- 
nanzen, Haudel und Landwirtschaft diber Anderungen in 
den Verordnungen des Eisenbahnministers vom 12. Ok- 
tober 1925 und vom 15. Februar 1926 über Eisenbahn- 
frachten von und zu den Stalionen der staatlichen Eisen- 
haha der Linie Kutno — Strzalkowo . 
620 übersetzt Nr. 23 des Verkehrsministers vam 25 
Oktober 1926, herausgegeben im Emvernehmen mit den 
Ministern für Finanzen, Handel und Landwirtschait iiber 
Anderungen im Gütertarit der polnischen normalspurigen 
Eisenbahn ur... Vasen 
Pos. 621 des Verkehrsministers vom 26. Oktober 1926, her- 
ausgegeben im Einvernehmen mit den Ministern für Fi- 
nanzen, Handel und Landwirtschaft über Anderungen des 
Tarifs der pohuschen normalspurigen Eisenbahn bei Be- 
förderung vor Personen, Hunden, gerie und besonderen 
SEndunpen....... = t j 
Rekierungserklärungen: 
Pos, 622 - vam 5. Oktober 1926 über den Beitritt der Re- 
publik Nikaragua zur internationalen rauiotelegraphischen 
Konvention unterzeichnet in London am 5. Juli 1912... . 
Pos. #23 vom 5 Oktaher 1926 tiher den Beitritt der Inseln 
St, Pierre und Migselon und der Territorien unter Tranzö- 
sischem Mandat in Syrien und Libanon zur internationalen 
radıatelephonischen Konvention, unterzeichnet in London 
a S. a a A 
Pas, 024 -~ vom 5. Oktaher 1026 über Ratifikation ‘der inter- 
nationalen Verständigung durch Portugal über Gründung 
einer internationalen Gesellschaft in Paris zur Bekampfung 
von Seuchen .. 
Pos. 625 ». vom 8. Oktuber 1926 über Niederlegung von Rati 
kationsurkunden durch die franzüsische Regierung ilr das 
internationale Abkommen zur Gründung emer internatio- 
nalen Gesellschaft in Paris für Seuchenbekampfung. . 
Pos. 626 -- vom 6. Oktober 1926 iiber Niederlegung van 
Ratifikationsurkunden der schweizerischen Regierung be- 
treffend das internationale Abkommen zur Gründung E iner 
internationalen Gesellschaftin Paris für Seuchenbekämpfung, 
unterzeichnet in Paris am 25. Januar 1924 _............ 
Pos. 627 - vom 11. Oktober 1926 über den Beitritt Finnlands 
zur internationalen. Kanvention zwecks Bekämpfung des 
Handels mit Frauen und Kindern, unterzeichnet Genf 
am 30, September 1921 .. 
Pos. 628 — vom 11. Oktober 1926 über Ratifikation der "Kon- 
vention durch Japan über die Festsetzung des niedrigsten 
zulässigen Alters von Kindern zur Industriearbeit, fest- 
gesetzt durch die internationale Arbeitskonferenz in Wa- 
Shington im Jahre 1919 


Pos. 


Pos. 


Pos. 


Pas 


Dziennik Usiaw Nr. 107 vom 30, Oktober 1926. 
Pos. 629 — Sanitare Konvention zwischen der polnischen und 
der tschechosinwakischen Republik, unferzeichnetin Prag 
âm 5. September 1925 -sre dana a er 


daß das beirelfende Gesetz in 
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1185 
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1186 
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1186 
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1180 


1180 


1189 


1190 


1190 


1191 


Pas. 63) — Rezierungserklarung von 25, Oktob: 1926 übar 


den Austausch von Ratifikationsurkunden in der Sanitaren 
Konvention zwischen der polnischen und der tschecho- 
slowakischen Republik, unterzeichnet in Prag am 5. Sep- 
tember 1925 ... E. 
Regierungserklärungen: 
631 — vom 21. Oktaher 1926 über die Ratilıkation der 
internationalen Verstandigung durch Holland betreffend die 
Grundung einer internationalen Gesellschaft in Paris zur Be- 
Kampfung vom Seuchen ... 2. osoase aus nansneneuren 
632 — vom 21, Oktober 1926 über den Beitritt Marokkos 
zur internationalen Konvention vom 21. Juni 1920 hetreffs 
Bildung eines internationalen Institutes für Kühlanlagen .... 


Dziennik Ustaw Nr. 108 vom 30. Oktober 1926. 
Verordnung des Staatspräsidenten: 
. 633 — ubersetzt Nr. 23 — vom 25, Oktober 1926 über 
Bildung eines Komitees zur Verteidigung des Staates .... 
Kunveniinnen: 


. 634 ». provisorische Konvention zwischen Polen und Hol- 
land über den Luftverkehr, unterschrieben im Haag am 4.No- 
vember 1925 .. le) 

. 635 — Repierungserklarung von 21, Oktober 1936 über den- 
Austausch von Ratıfikationsurkunden in der provisorischen 
Konvention zwischen Polen und Holland iher den Luft- 
verkehr, unterzeichnet.im Haag am 4. November 1925 

Verfugung: 

636 — übersetzt Nr. 23 -- des Arbeitsministers vom 25. Ok- 
tober 1926 über die Wahl von Ratsmitgliedern zur privaten 
Versicherungsanstalt der Beamten in Posen und von Bej- 
sitzern für prıvate Versicherungen von Beamten der höheren 
Versicherungsämter in Posen und Thorn und eines Tri- 
bunals für Versicherungsangelegenheiten in Posen ....... 


Dziennik Ustaw Nr. 109 vom 5. November 1926. 
Verordnung des:-Staatspräsidenten: 

Pos. 637 — vom 25, Oktober 1925 über Austausch, Verkauf und 

Schenkung einiger Staatsbesitzungen 
Verordnung des Ministers: 

Pos. 638 — des Verkehrsministers vom 29, Oktober 1926, her- 
ausgegeben im Einvernehmen mit den Ministern für Fi- 
nauzen, Handel und Gewerbe und Landwirtschaft Wher 
Änderung der Verore des Verkehrsministers vom 4. Ok- 
toher 1926 ..... araa a 

Minister bekanntmachung i; 

Pos. 639 - des Finanzmınisters vom 18. Oktober 1926 über die 
Veräffentlichung eines einheitlichen Texter des sr der 
Bank Polski 


Dziennik Uslaw Nr. 110 vom 6. Oktober 1928. 
Verordnungen des Staatsprasidenten: 
Pos. 640 — übersetzt Nr. 22 — von 4. November 1926 über die 
Strafen für Verbreitung unwahrer Nachrichten und über 
Strafen für Mißachtung der Behürden und ihrer Vertreter. 
Pos. 641 — vom 4. November 1926 über die Regelung der Eisen- 
bahntransparte von Kohlen, Koks und Briketts , 
Pos. 642 vom 4. November 1926 über die einmalige Unter- 
stützung der Stanlsbeamten und Militarpersonen ........ 

Verurdnunug des Ministorrates: 
Pos. 643 — vum 28. Oktober 1926 über die Aufhebung der 
Verordnung des Ministercates vom 5. August 192] fiber die 
Organisation im Bereiche der Tatigkeit der Versuchsämter _ 


Dziennik Ustaw Nr. 111 voni 6. Navember 1926. 
Handelskanvention: 
Pos. 644 — zwischen der polnischen und der tschechoslowakischen 
Republik, unterzeichnet in Warschau am 23. April 1925, ., 
Regierungserklarung: 
Pos. 645 — vom 28. Oktober 1925 über den Austausch von Rati- 
ationsurkunden zur Handelskonvention zwischen der 
polnischen imd der tschechoslawakischen Republik, unter- 
zeichnet in Warschau am 23. April 1925 mit zugefügten 
Beilagen A, R, C, D, E, F und mit dem Endprotokoll von 
demselben Datum... 
Zusatzprotokoll zur Handeiskonventian: 
Pas. 646 — vom 23. April 1925 zwischen der polnischen und der 
tschechoslowakischen Republik, unterzeichnet in Br am 
3. Juli 1925 Mn 


1202 


Pos 


1202 
Pos. 


1202 


1203 


1204 


1208 


Pos. 


1209 


1211 


1213 


1213 


1223 
1225 
1226 


1226 


1228 


1267 


Regierungserklarnng 

|7 — vom 28. Oktober 1926 über den Austausch von Rati- 
ationsurkunden des Zusatzprotokolls zur Handelskanven- 

tion zwischen der polnischen und der tschechoslowakischen 

Republik vom 23. April 1925, unterzeichnet in Prag am 

3. Juli 1925 . « 1269 
Zweites Zusatzprotokoll Handelskonven- 

tion: 

Pos. 648 — vom 23. April 1925 zwischen der polnischen und der 

sCHechs lo wa la HE Republik, unterzeichnet in Prag am 

. April 1926 f 


Pos 


zus 


Kuunscrr u 


140 


Regierungserklarung: 

Pos. 649 — vom 28. Oktober 1926 über den Austausch von Rati- 
fikatıonsurkunden zum zweiten Zusatzprotokol! der Han- 
delskonvention zwischen der polnischen und der tschecho- 
slowakischen Republik.vom 23. April 1925, unierzeichnet 
in Prag am 21. April 1926 zusammen mit den Schiunprongg 


H.u.6. 
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c} Aus einem Fabrikunternehmen oder einer Haudwerksstatte, 


d) Aus Wohnhausern, 


das von der grundsätzlichen Gewerbesteuer frei ist oder diese 
Stengr gemaß der VIIL Kategorie des Industrieunternehmens 
zahlt. 

die aus höchstens 4 Zimmern bestehen. 


Dach sind diese Personen zur Einreichung der Stenererklarung 


kollen der letzten Sitzung . I es. 1290 berechtigt. 
Dziennik Ustaw Nr. 112 vom 9. November 1926 s aan Batipiscierte alien bei Abeabe Set Sieun eatae macht 
MEAN dh ungen erfahrungsgemäß die Frage, welche Abzüge bei Ermittelung des Ein- 

e en FESTER el Landwirtscnettenifnisters komme ırchs Gesetz zugelassen und wie diese bei den einzelnen 
vom 30. Oktober 1926 über die teilweise Anderung der Ver- Einkommensquellen zu ermitteln sind. 
ordnung vom 23. Juli 1926 über Zullnachlasse. .......usue: 1291 Wie bekannt, muß das Einkommen nach den einzelnen Ein- 

Pos, 651 des Innenministers vom 8. November 1926 über Er- kommensquellen angegeben werden ; diese sind 
AST EHER en a die Mpistagt 1, Einkommen aus Feldgrimdstücken und Waldern, die sich in 

arschau zu ilsfallung it ‚gehen, die in = Besitz, Nutzung oder Pacht befinden, einschl. des Gz!dwertes 
E a 23 Dr NEn a November 1926 Nuer der im eigenen Haushalt verbrauchten Wirtschaftserzeugnisse. 
EEE LU uane Naelzichten on Rus, 2. Aus Gebaudegrundstücken: Miete aus den Häusern, Lokalen, 
EDS EIER AUT Ret Vertrelegfenihalten sind; Platzen, Hausgarten usw. unter Hinzurechnung des Mietswertes 

Pos, 652 — des Verkehirsministers vom 3. November 1926 heraus- der eigenen Wohnung und des Wertes derjenigen Ranme, die 
Elan been di Visite aber By Great Orbrandh Miele dir Fam nr 

ü 3 p anderen Per überlassen sind. 
e en R von Ladesendütiken und a 3. a) Aus Handels- und G’werbeunternehmen, zugleich mil dem 

BE BEER ma Be Aushiiring dea Transen in a, Geldwert der Waren und Erzeugnisse, die dem Gschaft 

een Ner SIR penr ine entnammen und im eigenen Haushalt verbraucht bzw, ver- 
=, e wendet worden sind, 
und Landwirtschaftsmunistern über eine Erganzuig des b) aus beruflichen ind allen anderen Beschäftigungen, welche 
Gütertarifes auf den polnischen normalspurigen Eisenbahnen 1294 Erwerbszwecken nachgehen, Er ı 
Dziennik Ustaw Nr. 113 vom 10. November 1926, 4. Aus. prozentualen Entschädigungen (Tantiemen) 
Verorduung des Staatsprasidenten: 5. Aus Kapitalien und Vermogeusrechten als: Zinsen alter Art, 

Pos. 654 — vom 27. Oktober 1926 überdie Ungültigkeitserklurung Duencen, von Aktien und Anteilen, Renten und anderen 
von Titeln auf den Vorzeiger, deren Rechte gesichert wurden ermögensrechten. 

Auf Grindar Verordnungdas EAA PPAT en un 2 Dee eggi E e Ma 
zember 1924 über die Sicherung der Rechte aus den Titeln auf N ia au En, RU fat hallecı] UnG Gna 
den Vorzelger, die in das Gebiet der Soziatislischen Rate- schädigungen für Lahnarheiten 7 
republiken ausgeführt oder In Institutionen in diesem Ge 7. Gesamtsumme des Einkommens aus samtlichen Quellen 
biete hinterlegt worden sind . f 1235 (Spalten 1—6). 

Terona aA 8. Einkommen. aus Dieostb:zûgen, Ruhegehaltern und Ent- 

Pos. 655 — des Justizministers vom 12. Oktober 1926 über die SEELE SR Tir Lohunrbeisen, dis mn Ausiancä nusgesnnl) 
Aufhebung des Fri Iadensgesichten.| im Kreise Plońsk beim b n Pa- 

Bezırksgericht In Plock 1297 Dem Einkommen in Spalten 1, 2, 3a und B ist auch dasjenige aus 

Pos. 656 — des Finanzministers vom i außerhalb des Wohn- bzw. Veranlagungsbezirks b:lcgenen Erwerbs- 
Verbot von Transaktionen mit Pfandbriefen der früheren quellen. hinzuzurechnen. 
russischen Landwirtschaftsbanken: Petershurg-Tula, Mos- Dem Einkommen des Haushaltungsvorstandes ist auch dasjenige 
kau, Kiew und Poltawa und mit Obligationen der stadti- der nicht selbständig veranlagten Familienmitglieder hinzuzurechnen, 
schen: sc LE in Zinn E 5 1297 Von dem Gesamteinkommen sind folgende Abzüge zulussig, und 

Pos. 637 — des Ministers für Handel und C zwar in jahresbetragen: 

a a aang ner, MON m Zn AE a ANEM EE 
5 nahme der Zinsen, die in Form Kosten für die Erlangung, Au 
ENT, G t ulanvemnebnign.mit femel be atung und Versicherung des Einkommens in der Abteilung I 
j aber die Änderung von Ve ad I, 2 und 3 abgezogen sind, 
PREuungen Bir Sees Braten gms auf dem Gebiet des ET 2. Wert des Galdes, der Renten und Dauerlasten, die sich auf 
ie e er rechtliche Titel stutzen. 

Pos, 658 — des Ministers flir Handel und Gewerbe, heraus- 3. Abgaben, die der Zahler Kraft des G'setzes oder Vertrages für 
Ex ‚eben im ELpserehnen mit dem Finanzminister vom sieh und die Mitglieder seiner Familie in Unterstützungs- 
on eo a ER der NERCUDERTES Penslons-, Kranken-, Uufallversicherungs- und Begrabnia- 

isters ari un wer be rausgegeben im Lin- kassen für jede versicherte Porson zu zahlen verpflichtet isl. 
vernehmen ‚mit dem Finanzminister über die” Übernahme Anzugeben ist der Jahresbetrag, der die gesetzlichen Grenzen 
der Probieramter durch das Ministerium für Handel und nicht überschreitet 
Gewerbe auf dem ET: des früheren osterreichischen 4. Pramen, die von dem Zahler für eine Todes- oder Lebens- 
Teilgebietes, 1208 versicherung gezahlt sind, gleichfalls ın dem die gesetzliche 

Pos. 650 — des and Hähe nicht üherschreitenden Betrage, 
gegeben im Einvernehmen mit dem a) der für Rechnung des Zahlers selbst gezahlte Jahresbetrap, 
vom 9. Noveinher 1926 uhei die Erüfinung cini b) der für Rechnung des Zahlers und seiner Familieninitglieder, 
amtes in Warschau und Festlegung des Tatigkeitsbereiches die seiner Unterhaltung ebliegen, gezahlte C resbetrag. 
dieses Amles, sowie der Ämter in Krakau, Bude: und 5. Unmittelbare Staats- und Kummunalsteuern, Zwangs- und Q= 
WIR AT ea č sarea 1208 setzesleistungen wie auch wientgeltliche Leistungen anderer 

= Art für öffentliche Zwecke mit Ausnahme der staatlichen Ein- 
Steuerwesen und Monopol kommensteuer und der Sondersteuer von Tantiemen (Dz. U. 

Egal Steuerwesen und Monopole. || a E ae a 
= Abgabe (Gesetz vom 16. Dezember 1921, Dz. U. R. P. aus dem 

Was muß jeder Steuerpflichtige wissen, um sich Jahre 1922 Nr, 1, Pos, 1) und der Steuer für eine Bereitherung, 

richtig zur Einkommensteuer einzuschatzen, und welche aus dem Erwerb eines Grundstückes und der Abzahlun 

was hat er zu unternehmen, falls er zu hoch hypothekarischer Schulden sich ergab (Ges. vom 31. 3. 1922, 
i Dz. U. R. P. Nr. 30, Pas, 228). einer Waldabgabe (Ges. vom 
eingeschätzt wird? 6. 7. 1923, Dz, U, R. P. Nr. 87, Pos. 676) und der Vermögens- 

Die Steuerpflichtigkeit beginnt für natürliche und Juristische Per- steuer (Ges. vom 11.8, 1923, Dz. U. R. P. Nr. 94, Pos. 746). 

sonen bei einem Einkommen von über 1500 74. 6. Gesamtsumme der Abzüge (Rubriken 1—5). 

Diese Personen sind auch verpflichtet Steuererklarungen abzu-. 7. Unterschied zwischen der allgemeinen Höhe des Einkommens 


(Rubrik 7, Abt. 1) und der allgemein®n Hohe der Abzüge 
(Rubrik 6, Abt. 11), welches das der Besteuerung auf Grund der 
‚Abteilung I des Gäsetzes umterliegende Einkommen bildet. 
Einkommen aus Dienstbezügen, Ruhegehattern und Eut- 
schädigungen fir eine Lohnarbeit, die im Ausland gezahlt 
wurden (aus der Rubrik 8, Abt. I der Erklarung), welches das 
der Besteuerung erftsprechend des Art, 111 des Gzsetzes unter- 
liegende Einkommen hildet. 


geben, sobald das Einkommen .den Betrag von 1500 zi überschreitet. 
Eine Steuererklarung brauchen diejenigen nicht abzugeben, deren 
Haupteinnahmen fließen: 
a) Aus einem Grundstück, das 15 ha nicht ubersteigt, 8. 
b) Aus einem Handelsunternehmen, das die grundsatzliche Ge- 
werbesteuer gemab der IV. und V. Kategorie überall und gemaB 
der un Kategorie in den Ortschaften der II. und IV. Klasse 
bezahlt. 
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Zahl der Familienmitglieder (Vor- und Zunamen, Verhaltnis der 
Verwandtschaft ader Schwagerschaft), die durch den Zahler unter- 
halten werden, insbesondere die Verhältnisse, welche die Stenerkraft 
des Zahlers schwächen 


(Fortsetzung lolgt.) 


Besteuerung der zur Weiterverarbeitung nach 
Danzig verkauften Produkfe, 

Hinsichtlich der Anwendung des Art. 7, Punkt a) des Industrie- 
steuergesetzes haben sich u, a. Mißverständnisse in hezug auf die Be- 
handlung des Verkaufs derjenigen Produkte eınheimischer Industrie- 
betriebe ergeben, die von diesen zur weiteren Verarbeitung.ader Ver- 
wendung seitens anderer, auf dem Gebiet der Freien Stadt Danzig ge- 
legenen Industriebetriebe verfertigt werden Das Finanzministerıum 
hat in dieser Beziehung (D. P. O. 6264 vom 23. 9.)erklart, daß die Um- 
sätze aus den obigen Verkaufen dem Steuersatz von 2% unterliegen 
und die Bestimmung des Art. 7, Punkt a) hierauf keine Anwendung 
finde, da sıe sıch nur auf Transaktionen beziehe, bei denen der Kaufer 
zur Zahlung der Industriesteuer aufgrund des in Polen geltenden Ge- 
setzes verpflichtet ist. 

Hierbei ist zu bemerken, daß sich das Finanzminisierium auf die 
Unmoglichkeit beruft, in Jiesen Fallen festzustellen, ob Weiterverar- 
beitung oder Verwendung liir eigene Betriebszwecke tatsachlich vor- 
liegt. 


Von der staatlichen Gewerbesteuer. 
(Schluß). 
Preise der Gewerhescheiue, 
Art, 23. 

Die Preise der Gewerbescheine sind von der Kategorie abhangig, 
in die das Unternehmen oder der Beruf eingereiht wurde, sowie auch 
von der Klasse der Ortschaft, in der das Unternehmen tatıg ist oder 
der Beruf ausgeliht wird 

Die Einteilung der Ortschaften ın Klassen, der Unternehinen und 
Berufe in Kategorien, sowie die Preise der Gzwerbescheine, enthalt der 
diesem Artikel nachfolgende Tarıf 

Für die Registerkarten für einzelne Läger (Art. 22, Abs. 1 und 3), die 
von Handels- und Industrieunteruehmen gehalten werden, wiid eine 
besondere feste Gebühr in Hohe von 10 Zloty für jede Karte entrichtet 

Der Preis der Gewerbescheine im Jahre 1926 ist in nachstehenden 
Tabellen angegeben ;er dürfte anch für dus Jahr 1927 in Frage kommen, 
zumal bis heute nichts Gegenteiliges bekannt geworden ist. 

A, Fur Handelsunternehmen. 


Orte in Klassen 


Kate- 
gorie 


Orte 1 u 111 Iv 


Fic 2000 


Handelsun ternehmen 


EN 330 | 2701 200 130 
une 30) 40! 25 
1V 20) i5) 10 


Fubrhandel....+. e] 50 
„  Hausierhandei .. 


B. Für Industrieunternehmen. 


Orte in Klassen 
Alle - Orte ia iaso 


Wy nm | IV 


zloty 


| Für Industrieunternchmen | 6u00 | -o 
l 40k) 
1 « 2000 | 
1V ei cma | | 
EV, “< 200 ; - | =] - 
vi s 100 | 20 | eoj 40 
vil z so| 40) a0! 2w 
va a 12) | ej 4 
€. Für Jahrmarkthandel. 
Engros- © Detail- 
handel verkauf 


Jalırmärkte von Dauer über 21 Tage. 250 20 
Jahrmarkte von Dauer über 7 bis 21 Tage 125 35 
Jahrwarkte von Dauer iiber 3 bis 7 Tage 100 25 


<: 


H.u. G. 


Begrüßungsabend am 27. Nov., 7'; 


D. Für gewerbsmaßige Beschaftlgungen 


Spediteure, die keme Bureauräume und keiner Handels- 
gehilfen bedürfen und bloß personlich und ım Auf- 
trage dritter Personen an Zollämtern sich init dem 


Verzollen cin- und ausgeführte Warenbsschaftigen 
1. An Zullämiern, die an den Haupteisenbahn- 


strecken gelegen sind . 20.20.2200... 1 
2. An Zollämtern, die an Nebeneisenbahnstrecken 
gelegen ‘sindi en esa O . | 300 
3. An Zollämtern, die nicht an Eisenhahnstrecken 
liegen ...... en... 250 
n a) Bursenmakler. 
I. Angestellt an der Warschauer Borse 400 
2, Angestellte an anderen Borsen .., . | 250 
b) Alle anderen Handelsvermittler, 
1. In Warschau und Orten ), Klasse... 150 
2. In Orten Il. Klasse . . E es 
3, In Orten II. und IV. Klasse., ..,..... . | 30 
IT | Inspektoren und Agenten vom Versicherungs-, Ver- 
kehrs- und Kredit-Anstalten, die ihr Geschäft, 
ahne ein Buro zu unterhalten, hetreibeu, 
L In Warschau und Orten I. Klasse „f 50 
2 In Orten II. Klasse .. “| 40 
In Orten IN. und IV. Klasse 20 
IV | Reisende ..,... 100 
Für Registerkarten . 10 


Um einen Gewerbeschein zu erhalten, muß eine schriftliche De- 
klaration nach vorgeschriebenem Muster eingereicht werden, und zwar 
eine besondere für jede Handels- und Industrieanstall sowie Flir jedes 
auf Gewinn berechnete Unternehmen bzw. für den psrsonlichen ge- 
werblichen Beruf. 


Die Deklaration muß enthalten: 


1. Name und Vorname bzw. Renennung oder Firma des Unter- 
nehmers, der den Gewerbeschein lost; 

2. die Art der Anstalt, bzw. des Unternehmens oder der gewerb- 
lichen Betatigung, sowie alle anderen für die Bestimmung des 
Preises des G:werbescheins erforderlichen Merkmale; 

3. den Ort, an welchem das Unternehmen ausgeübt wird; 

4. den nach dem Tarli zu entrichtenden Preis des G»werbe- 
scheins; 

5. die Unterschrift desjenigen, der die Deklaration abgibt. 


Die Bestimmungen dieses Artikels werden analog bei dem Erwerh 
der Registerkarten fur die besonderen Lager angewendet, 


Die Gewerbescheine und Registerkarten werden von den Finan 
kassen des zuständigen Kreises ausgestellt. Nach mehreren Zeitung: 
notizen werden diejenigen Gewerhetreibenden, die die Gewerbescheine 
iu den Monaten November und Dezember dieses Jahres einlaseu, von 
dem 10%, Zuschlag zur Stener befreit. 


Herabsetzung der Umsatzsteuersätze für den 
Grosshandel auf 1%. 


Wie bekannt, steht dem Finanzministerium im Einvernehmen 
mit dem Industrie- und Handelsministerium im Sinne des Art, 7, 
Abschnitt 2 des G2setzes betrefiend die Industriesteuer das Recht zu, 
die Steuersätze vom Umsatz im Graßhandel, der von selbständigen 
Handelsunternehmungen betrieben wird, auf 1%, herabzusetzen. Von 
diesem Recht wurde bisher nur einmal Gebrauch gemacht, und zwar 
in bezug auf eine gewisse Gruppe von Waren, die in dem in Nr. 106, 
Pos. 756 Dz. Ust. v. J. 1926 verolfentlichten Verzeichnis aufgeführt 
worden sind. Diese Gruppe erschopfte keineswegs die Gesamtheit der- 
jemgeun Waren, die schon allein vom Gesichtspunkt der Bzdurfnisse 
der sich bei Handelsunternehmungen mit ]lalbfabrikaten versehenden 
Industrie, die daran interessiert ist, daß diese durch die Steuer nicht 
zu sehr belastet werden, in Betracht gezogen werden müßten. Des- 
gleichen hatte man die Fertigfabrikate des taglichen Bedarfs, die sich 
vordem anf der Liste der vom 14 proz, Steuersatz profitierenden Waren 
befanden, übergangen, obgleich sie auf die allgemeinen Lebensunter- 
haltskosten einen Einfluß ausüben, Schließlich hatte man nıcht den 
Umstand berücksichtigt, daß die 2 proz. Belastung in der Kalkulation 
des Großhändlers, der, über einen Gewinn von nur wenigen Prozent 
verfugend, die Gestaltung der Preise mit der Berücksichtigung der 
Stener aus ge en Gründen schwer in Einklang zu bringen vermochte, 
m vielen Fallen geradezu keinen Platz fand. 


wie wir erfahren, soll nunmehr eine allgemeine Ermäßigung der 
Industriesteuer am 1. Januar 1927 in Kraft treten. 


Uhr abends. 


nn 


Die Einnahmen von Staatssteuern und Monopolen 
in der ersten und zweiten Dekade des Monats Okiober. 


1. Dekade 2. Dekade 
t. Unmittelbare Steuern: 
Grundsteuer ...... pne are ra 1.121.946 1.351.087 
Gewerbe- und Um: tener .. 2.223.054 5.820.171 
Einkommensteuer 1.981.765 2.544.682 
Vermögenssteuer ~. “u 850.340 1.403.564 
Andere unmittelbare Steuern 1.342.669 1.628.145 
Zusammen 7.519.774 _ 12.797.549 
2. Mittelhare Steuern: 
Weinsteuer , - Bo eg 66.336 
Biersteuer . 221.674 
Zuckersteuer 5.577.333 
Rohölsteuer u 180.135 
Andere mitte Steuern sr 442.794 
Zusammen ...- 2.456.416 6.528.273 
a Zolit: 
Einfuhrzulle .. à 4.186.842 7.906.285 
Ausfuhrzölle „.. £ Bi 126.77! 
4.273.052 8.033.056 
4. Stempelgebühren: 
Stempelgebühren (einschl, aller Pneit.) 3.853.587 4.059.556 


5. Manopole: 
Sacharinmonopal 
Salzmonapol .,. 
Tabakmonopol .,. 
Spiritusmonopol 
Zündholzmonopo!l. 
Staatliche Lotterie .. 


1.305.309 1.481.723 
8.000.000 8.000.000 
5.090.052 8.592.401 


Zusammen "18.074.124 
Außerordentlicher Zuschlag zur offent- 
lichen Danina 1.467.90; 


ENTE) 


1] Rechtswesen und Handelsbräuche, [1] 


Die Frage der Revision des polnischen 
Aufwertungsgeseizes. 

Ein in Berlin ansassiger pulnischer Rechtsanwalt außert sich, wic 
die „Balt, Pr,“ berichtet, zur Frage der Revision des polnischen Aut- 
wertungsgesetzes wie folgt‘ 

Der Sturz des polnischen Zioty, der jetzt kaum etwas über die 
Halfte des nominalen Goldwertes darstellt, hat seit einer geraumen 
Zeit die Aufwertungsfrage von neuem aufgerollt, zumal die im § 2 der 
polnischen Aufwertungsverordnung vom 14 Mai 1924 festgesctzte 
Aufwertungsskala via facti bis zur Halfte ihres ursprünglichen Wertes 
herabgesetzt worden ist. Dies bedeutet eine Enteignung der Gläubiger 
um die Hälfte ihrer Forderungen, was keinesfalls Absicht der Gesetz- 

eber war, als die EUIGERBEnBave rodning zur Verkündung gelangt 
st. Nun stellt es sich heraus, daß der damalige Glaube an eine imer- 
schütterliche Stabilisierung des Zloty auf paritatischer Basis allzu fest 
gewesen ist. 

Unter diesen Gesichtspunkten sind die betroffenen Kreise bei den 
Regierungsstellen in Polen für eine Revision des Anfwertungsgesetzes 
vorstellig geworden ; auch die polnischen Fachblatter befassen sıch jetzt 
eingehend mit dieser Materie und stützen sich auf das erteilte Er- 
machtigunesgesetz, wodurch die Regierung in der Lage ware, unbeab- 
sichtigte Ubervortellung der Glaubiger zu verhilten, Es ist nun von 
Interesse, zu erfahren, daß die polnische Regierung freiwillig den Auf- 
wertungssatz mancher Obligationen und Staatsanleihen erhöht hat, 
wie das in der Verordnung vom 17. September 1926 („Dziennik Ustaw“ 
Nr. 96-26) über die Konvertierung der Anleihen von 1918—1920 zum 
Ausdruck gebracht warden ist, Im Zusammenhang mit dieser, in der 
letzten Zeit immer mehr hervortretenden Forderung nach einer Revision 
des Aufwertumgsgesetzes, werden auch die polnischen Gerichte eine 
entsprechende Interpretation anwenden müssen. Diese eben ge- 
schilderte Tendenz ist auch aus den Urteilen des Obersten Gerichts- 
hofes in Warschau, die in letzter Zeit in Aufwertungssachen erlassen 
warden sind, zuersehen. Es handelt sich um zwei Falle der Aufwertung 
bereits getilgter Hypoihekenschulden, die durch ein rechtskräftiges 
vorinstanzliches Urteil als getilgt anerkannt worden sind. In einem 
Falle hat der Schuldner, dessen Grundstlick mit einer Vorkriegs- 
hypothek von 20.000 österreichischen Kronen belastet war, im Jahre 
1921 einen Betrag von 14000 poln. M. (laut gesetzlicher Relation) 
beim Gericht hinterlegt und ein rechiskraftiges Urteil erlangt, wonach 
das Pfandrecht erloschen ist. Gegen dieses Urteil hat der Glaubiger 
Berufung eingelegt und der Oberste Gerichtshof hat den Betrag auf 
12 200 Zioty erhöht. Der zweite Fall ist dem ersten gleich. Obzwar 
die polnische Aufwertungsverordnung vom 1-4. Mai 1024 in den $& 39 
und 40 die Aufwertung von Forderungen, die durch cin rechtskraftiges 


Insgesamt 


“H. uG. 
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Urteil festgesetzt warden sind, sowie bereits empfargener Zahlungen 
geregelt hat, ist sie aber nicht sa weit gegangen wie das deutsche Aut- 
wertungsgesetz, welches eine Aulwertung sogar gelöschter Hypotheken- 
forderungen zulaßt. 

Durch die bereits abenerwahnten Urteile des Obersten Gerichts 
hotes in Warschau ist der Juhalt der $& 39 und 40 der polnischen Aut- 
wertungsverordnung vom 14, Mai 1924 einwandfrei klargelegt worden, 


Kaufvertrage über Grundstücke mit fälschlich zu 
niedrig angegebenem Kauipreise. 

Zwecks Vermeidung größerer Kasten, Stempel und Steuern wurde 
und wird bei Kaufvertragen über Geundstücke in manchen Fallen 
der Kaufpreis niedriger, als tatsächlich vereinbart, augegeben. Dies 
hatte, abgesehen von der Straibarkeit der Handlung wegen Übertretung 
des Stewer- und Stempelgesetze, jedenfalls im früher preußischen An- 
teil Polens die Folge, daß der ganze Vertrag auf Grund der Vorschriften 
des $ 313 des Bürgerlichen Gesetzbuches dem Grunde nichtig war, 
weiletwas anderes beurkundet als vereinbart war. Allerdings konnte der, 
Vertrag seinem ganzen Inhalte nach, also mit dem wirklich vereinbarten 
Kaufpreise, gültig werden, wem die Auflassung und die Eintragung 
in das Grundhuch erfolgten ( tz 2 BGB). 

Dieser Rechtszustand wurde dureh das polnische Gesetz vom 
26. September 1922 (Gesetzblatt Nr. 00, Pns. 827) geandert. Das 
bestimmte namlıch, daß derartige Kaufverträge volle rechtliche Gültig= 
keit besaßen. Der Kanter brauchte nur die ans dem Vertrage ersicht- 
lichen Leistungen zu bewirken und war berechtigt, etwa gemachte 
Mehrleistungen zurückzufordern. Schließlich war dem Staate das 
Recht eiogeraumt, den verheimliehten Teil des Kaufpreises für sich It 
Anspruch zu nehmen 

Vorstehend erwalutes Gesetz ist nun gemaß Artikel 171, Zilter 21 
und Artikel 18] des polnischen Stempelgesetzes vom 1. Juli 1926 (Go- 
setzblatt Nr. 98, Posıtian 570) mit dem 30. Septcinber 1926 außer Kraft 
getreten. Anhängıpe Prozesse, in denen es sich um Ansprüche der gü= 
schitderten Art handelt, werden von Amts wegen niedergeschlagen, 
sofern nicht schon rechtskräftige Urteile vorliegen. Wie es schelnt, hat 
also das Ge 1icht die Wirkungen gezeitigt, die man sich von ihm 
versprach. 

Die Folge der Außerkraftsetzung des Gesetzes vom 20, Sep- 
tember 1922 ist, wie man anzunchmen hat, die, daß die ursprünglichen 
Vorschriften, weiche durch das erwähnte Gesetz nicht ausdrücklich. 
aufgehoben worden waren, wieder Anwendung finden 

Liegt daher im hiesigen Teilgebiete jetzt ein Kaufvertrag über ein 
Grundstück vor, in welchem der Kaufpreis niedriger angegeben, als er 
in Wahrheit vereinhart Ist, so treten die i ngange dieser Ans. 
fuhrungen erwahnten Rechisfolgen gemaß den Vorschriften des Birger- 
lichen Gesetzbuches cin, 


Rechtsanwalt Helbig, Jarocin. 


Statuienanderung der Gefreidebörse in Warschau. 


Laut Verfügung des Handels- und des Finanzministers von 22, Ok- 
tobes d. Js. ist das Statut der Getreidebörse in Warschau dahin ge- 
andert würden, daß von jetzt ab neben den Börsenmitgliedern auch 
Gaste auf den Börsenversamnmlungen anwesend sein dürfen, Die 
Rechte und Pflichten dieser Gaste sollen in besonderen Vorschriften 
umschrieben werden. Diese Vorschriften sind gleichzeitig mit der 
Anderung des Statuts bestatigt worden und enthalten folgende Be- 
stimmungen: 

Die Börse als Gaste besuchen und Geschafte abschließen konnen 
mit Erlaubnis des Jiensttuenden Bürsennitgliedes Personen, die sich 
mit der Herstellung, dem Handel oder der Verarbeitung derjemgen 
Waren beschaftigen, die Handelsobjekte der Börse sind, ud zwar: 
a) Mitglieder aller saderen Warenbörsen in Pulen, b) Landwirte, die 
landwirtschaftlichen Vereinigungen und Organisationen in Polen an= 
‚gehören, c) Getreidekanıfleule, nach Erwerb des entsprechenden Handels- 
patentes, d) in Polen wohnende Industrielle, die landwirtschaltliche 
Erzeugnisse verarbeiten, wie Muller, Brauer, Brenner, Backer und 
andere, e) Auslandshörsenmitglieder, die Staatsangehörige von Staaten 
sind, mut denen Polen Handelsverträge abgeschlossen hat. 

Alte Gaste, mit Ausnahme der unter a) und b) erwahnten, miissen 
sich nicht nur durch Dokumente ausweisen, aus denen das Rechl zum 
Betreten der Börse hervorgeht, sie mussen auch von wenigstens Ma 
Mitgliede der Warschauer Börse eingeführt werden, das fiir den em- 
geführten Gast moralisch verantwortlich ist. Am Eingange der Börse 
miissen alle Gaste eme Erklarung unterschreiben, daß ihnen die auf 
der Börse geltenden Vorschriften bekannt sind, daß sie diese beinlgen 
werden md daß sie sich in Sfreitfallen bei Abschlissen den Ent- 
scheidungeu des Börsengerichtes unterwerfen. Außerdem wird von 
ihnen heim Betreten des Saales ein Betrag erhoben, dessen Höhe der 
Borsenrat festsetzt. jeder Gast besitzt das Recht, zweimal in der 
Woche die Börse zu besuchen. faste, die öfters an den Versammlungen“ 
teilnehmen wollen, kennen nach Einbringung eines begründeten An- 
trages die Erlaubnis des Börsentales dazu erhalten. 

Die Gaste besitzen das Recht, Abschlüsse mit den anwesenden 
Börsermitgliedern und untereinander vorzunehmen. Diese Abschlüsse 
ınterliegen den am der Börse geltenden Vorschriften. Der Gast, der 
in irgend einem Falle die Vorschriften und Gewohnheiten der Bürste 
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verletzt, verliert das Recht, die Börse zu besuchen, und dem Börsen- 
mitgliede, das diesen Gast eingeführt hat, kann das Recht, Gaste ein- 
zuführen, entzogen werden. Die Entscheidung dariiber failt das dienst- 
habende Börsenmitglied. Gegen diese Entscheidung kann das be- 
treffende Mitglied beim Bürsenrat Beschwerde cinlepen. 


Das Erstlingsrecht bei der Firmeneintragung. 


Beim Handelsregister wurde die Eintragung einer Firma be- 
antragt, aber eine andere Firma erhob hiergegen Einspruch mit.der 
Begründung, sie habe diesen Firmennamen cher als diese Firma ge 
führt. Sie bewies diese Behauptung mit einer Bescheinigung, des 
Patentamtes über ein gesetzlich geschütztes Wareuzeichen, das mit 
dem Nanıen der Firma libereinstimmte 

Das Registergericht beschloB zuerst, dem Einspruch staltzıt- 
geben, Nach Vorlegung neuer Beweise entschied es jedoch, die erste 
Entscheidung aufzuheben und die gemeldete Firma einzutragen. 

Aus den heigebrachlen Beweisen ging nämlich hervor: Beide 
Unternchnien haben früher unter ganz verschiedenen Firmen gearbeitet, 
legten sich aber spater die gleichlautende Firmenhezeichnung zu, 
ohne sich liberhaupt ins Handelsregister eintragen zu las Da nua 
die den Antrag stellende Firma sich zuerst beim Handelsregister an- 
meldete, muß Ihr Antrag beriicksichtigt werden, denn wer zuerst nm 

atragung einer Firma eınkommt, kann diese erreichen, wenn nicht 
bewiesen wird, daß er aus cıner fremden Firma Nutzen ziehen will 
Die neue Gesellschaft muß sich dann nur nach den schon eingetragenen 

men richten. die tatsachlich und rechimäßig bestehen und nicht 
nach Firmen, die in Handelsregister wicht eingetragen sind 


Das Führen eines Fahrrades auf dem Bürgersteig. 

Eın Herr P. hatte von der Polizeiverwallung Ohornik ein S 
mandat erhalten, weil er sein Fahrrad auf dem Bürgersteig g 
führt hatte, Auf die heantragte gerichtliche eidung Ent 
schied das Kreisgericht, daß das Stealmandat zu Unrecht erfolgt sei 
und nicht gezahlt werden biauche. Die Kosten wurden der Siaats- 
kasse auferlegt 


Berliner Vereinbarungen fur den Kartoffelhandel. 

Trotzdem nach dem diesjahrigen Ausfall der Kartoffelernte keine 
allzu großen Meugen Kartoffeln nach Deutschland ausgeführt werden 
dürften, halten wir es dach fur angebracht, die Anderungen der Ber 
liner Vereinbarungen fir den Kartoffelhaudet bekauntzupeben, Es 
durfte auch in Zukunft tür alle Kartotfelexnnrteure, die nach Deutsch 


land liefern, eine wesentliche jeichterung sein, ihre Vertrags- 
abschlüsse auf Grund dieser Vereinbarungen zu tatigen, da sie dann 
der Mihe enthoben sind, alle möglichen besonderen Bedingungen 


in Schlußscheine aufzunehmen. 

Die Zeitschrift der Kartoffelbaugesellschaft „Die Kartoffel gibt 
zu der Anderung der Berliner Vereinbarung folgende Erlanterungen : 
Die Berliner Vereinbarungen sind lediglich eine Norm für den 
Geschultsahschluß und kein Gssetz. Sie sollen Kauter wie Verkaufer 
gen Geschäftsabschluß erleichtern und es unnotig machen, hei jedem 
einzelnen Geschäft die Vertragsbsdlngungen erst im einzelnen aufzu- 
stelten bzw. langwierig zu überlegen, welche besonderen Abinathungen 
in den Kaufabschluß aufzunehmen sind. Die Berliner Vereinbarungen 
binden auch niemand, der sich nicht freiwillig Ihnen unterwirft und 
gestatten es jedem einzelnen, bel dem Grschäftsahschluß von der Narm 
in einzelnen Punkten abzuweichen, Es genügt für diesen Fall, zu 
sagen, es gelten die Berliner Vereinbarnngen, jeduch mit folgender 
Anderung: 

Es braucht daher auch nicht unangenehm empfunden zu werden, 
daß die Größenanderung für Speisekarluffein gerade zufallig m einem 
Jahr eintritt, in dem voraussichtlich viele kleine Kartoffeln anfallen 
werden. Daß der Ahschluß wesentlich crleichtert wird, wenn ein tiir 
allemal geltende Normen bestehen, darüber dürfte im übrigen kein 
Zweifel bestehen. Kaufer und Verkäufer können atles, was für den 
einzelnen Fall nicht paßt, ausschließen, in allen anderen Punkten aber 
im gegenseitigen Einverständnis sich einfach awf die Berliner Verein- 
barungen beziehen. Zweck der letzteren ist ja überdies, die Streitig- 
keiten im Kartoffelhandel auf cin möglichst geringes Maß zurückzu- 
führen. Aus diesen Grunde sind gerade die Bestimmungen, dıe für den 
Fall der Mangelrüge gelten, von ganz besonderer Beachtung. Sie sind 
es, die in den #$ 17, JA und 19 der neuen Vereinbarungen sehr viel 
klarer und einfacher gefaßt sind als bisher. 

Im übrigen gelten folgende wesentliche Unterschiede gegeniiber 
den bisherigen Bestimmungen: Bei Speisekartuffein sind für Frühkar- 
tuffeln besondere Bestimmmngen festgelegt. Wahrend- sie das alte 
Größenmaß von 3,4 Zentimeter = I, Zoll Mindestgrüße -- allerdings 
tur bis 15. August beibehalten ist, hat man für dse sonstigen Speise- 
kartoifeln die Mindestgröße auf 4 Zentimeter = It, Zoll nach siner 
Richtung hin gemessen, erholt. Man hat ferner, da nach den hisherigen 
Bestlınnmungen Zweifel.darüber entstanden waren, ob die Lieferung nut 
großfallender Ware oline weiteres zulassig sei, die Bestimmung einge- 
schaltet: „Werden Zwischengrößen cninomini sn ist dies bum Ver> 
tragsschluß anzugeben.“ Hierauf weisen wir insbesondere die Saal- 
gutwirtschaften hin, ist ein nur allzuhau: 


i figer Fall, daß bei groß- 
fallenden Sorten die Saatgutwirtschaften mach Aussortierung der 


Werbt für Euren Verband! 
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Pflanzgutsorten einen großen Posten übergroßer Knolien zurückbe- 
halteu, die dann als Speisekartoffeln verwertet werden sollen. Die 
Gepflogenheiten des Marktes sind verschieden. Wälrend an einzelnen 
Orten diese große Knalien gern genommen werden, werden ste an 
anderen verweigert. Wer in der Lage ist, derartige Ware abgeben zu 
müssen, wird sich also unbedingt beim Vertragsschluß sichern müssen, 
daß wegen des Größenmaßes eine Beanstandung nicht erfolgen kaun. 

Für die Feihkartoffein ist zweckmaßig vorgesehen, daB unter 
einer Waggonladung nur eme Ladung vun 100 his 200 Zentner zu ver- 
stehen ist, wahrend übrigen heutzutage eine Waggönladung grund- 
satzlich 300 Zentner umfaßt. 

Die-unwesentlichen Anderuugen, die im übrigen vorgenommen 
ind, bedürfen kaum der Erörterung. Wesentlich ist lediglich, was 
sich hinsichtlich der Bemangelung der Ware gegenüher den bisher 
geltenden Bestimmungen geandert hat. Wir wollen dies, nachdem wir 
erst im Oktober v. Js. die Frage: „Wie hat sich der Landwirt gegen- 
über Beanstandungen von Kartoffelsendungen zu verhalten?“ ein- 
gehend erörtert haben, in gleicher Weise unseren Lesern klar zu machen 
suchen: Nach wie vor gilt der Grundsatz: 

„Erdbesatz bleibt his 2 Prozent außer Ansatz. Uberstelgt der 
Erdhesatz 6 Prozent, so darf der Kanter die Vergütung des vollen Erd- 
besatzes und der darauf ruheuden Fracht -- unbeschadet des etwaigen 
sonstigen Minderwertes — verlangen.“ ($ 5 Abastz 4.) Erdbesatz ist 
also an sich keine Erscheinung. die bemängelt werden kann, Mit den 
vorstehenden Bestimmungen ist alles, was daritber zu sagen ist, ein- 
wandfrei geregelt. 

Nach wie vor gilt auch der Grundsatz: Eine Mehr- oder Minder- 
belieferung bis 5 Prozent ist zulassig. Wird das Ladegewicht nicht ats» 
genutzt, so hat der Verkaufer den tarifmaßigen Frachtunterschied 
zu tragen ($ 5 Abs, 3 und 5). 

Nen ist, daß die Berliner Vereinbarungen den Begriff „verdeckte 
Mängel“ in die Bestimmungen aufnehmen. Verdeckie Mängel sind 
solche, dje sich erst im Laufe der Entladung zeigen. Sie sind spätestens 
bei der Entladung zu rügen. Dies galt auch bisher, denn Mängel, die 
nicht erkennbar sind, können unmöglich gerügt werden. Es erscheint 
aber zweckmäßig, daß hierauf in der nenen Fassung besonders hin- 
gewiesen ist ($ 6 Absatz 7). 

Wann hat der Kaufer num nach den Berliner Vereiubarungen das 
Recht der Annahme verweigerung (Wandelung)? 

Nach wie vor gilt dieses Recht bei allen Sorten Kartoffeln, sofern 
Krebsbesatz festgestellt wird, und zwar auch noch nach der Entladung, 
Das Recht der Wandelung steht dem Verkäufer sonst nur In folgenden 
Fällen zu: 

1. Speisekartofteln, 

Mehr als 3 Prozent des Gewichts naßfauler Kartoffeln (bisher 
2 Prozent) ($ 6 Zilfer 5). 

Mehr als 4 Prozent des Gewichts sortenune.chte, falls tine besondere 
Sortenlarbe oder Herkunft verkauft ist ($ 6 Ziffer 8). 

Ein Gesamtminderwert von mehr als 10 Prozent (unberücksichtigt 
Erdbesztz! siehe oben). Diese Bestimmung ($ 6 Ziffer 6) bedeutet also, 
daß infolge des Vorhandenseins supH eT, BEN dauler, zu kleiner, 
sortenunechter oder sonst mangelhafter Kartoffeln eme Wandelnn 
eintreten kann, wenn insgesamt der Minderwert höher als 10 Prozen 
geschätzt wird. 

Dahingegen ıst als neu festzustellen, daß, abgesehen von naßfaulen 
Kartoffeln, auch diè Preisminderung A ln ist, wenn der 
Miuderwere nur bis 4 Prozent beirägt, Diese Bestimmung besagt 
Insbesondere, daß, wenn einige angehackte, schorfige, stippige Knollen 
varhanden sind, die in Summa den Wert der Ware nicht mehr als bis 
4 Prozent beeinträchtigen, jede Mingelrüge ausgeschlossen sein soll. 
Bekanntlich besagten schon die Berliner Vereinbarungen von 1924, 
tür Pflanzkartoffeln: sind lediglich bis zu 3 Prozent angehaäckte nder 
ihnlich TeScH LET: Kartoffeln vorhanden, so ist jede Bemängelung 
ısgeschlossen. Eine entsprechende Bestimmung für unbedeutende: 
Mängel hei Speisekartoifeln war versehentlich 1924 unterblieben, Dem 
ist mit vorstehender Bestimmung nunmehr Rechnung getragen. 

2. Pflanzkartoffeln wie bisher: 

Mehr als ein Fünftel Prozent sortenunechte bzi anerkanntem Ori- 
gmal, Staudenauslese, T. udd H. Nachbau. 

Mehr als 1 Prozent sartenunechte bei nichtanerkanntem (Handels- 
Gut ($ 8 Ziffer 2). 

Mehr als 4 Prozent des Gewichts außerlich oder bei Schnittprobe 
als krank erkenubare. 

Mehr als d Prozent beschadigte. 

3. Fabrikkartoiteln: 

Mehr als 10 Prozent naBfaule Kartoffeln ($ 12). 

4. Futterkartoifeln; 

Mehr als & Prozent naßfaule Kartoffeln ($ 15 Ziffer 2). 

5. Feldkartoffeln (Kartoffeln ahne Verwendungsangabe): 

Mehr als 6 Prozent faule nder erfrorene Kartoffeln (bisher 5 Proz). 

Neu ist hier, daß ein Besatz mit beschadigten, angehackten Kar- 
tuffeln nicht zur Anuahmeverweigernng, sondern nur zur Minderung, 
his zu 5 Prozent des Gewichts überhaupt nicht zur Beanstandung 
rechtigt. 

Zusammenfassend sei nochmals festgestellt: Wanu ist eine Be- 
anstaudung überhaupt ausgeschlossen: 

i. Erdbesatz berechtigt nicht zur Mangelrüge. 
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2. Bei Speisekartoffeln berechtigen, abgesehen von naßfaulen 
Kartoffeln, sonstige Mangel bis zu 4 Prozent des Minderwertes nicht 
zu einer Mangelrüge. 

3. Bei Pflauzkartoffeln schließt das Vorhandensein von lediglich 
his zu 3 Prozent angehackten nder ahnlich besc! igten Kartoffel 
die Bemangelung aus. Leichter Schorf und Eisenfleckigkeit (Rust) 
berechtigen nur zur Beanstandung, weun das Vorhandensein ausdrück- 
lich ausgeschlossen war. 

4. Bei Fabrikkartoffeln berechtigen, sofern nach Probe- nder 
Ausfallmster verkauft ist, Abweichungen bis zu 1 Prozent des Stärke- 
gehaltes nicht zur Beanstandung. 

5, Bei Feldkartoffeln herechtigt Besatz mit beschadigten- Kar- 
toffeln bis zu 5 Prozent des Gewichtes nicht zur Beanstandung. 

Welche Bestimmungen gelten nun für die Mangelrige? Sie muß 
hei der Übergabe der Kartatieln erfolgen, soferu der Kauler oder sein 
Vertreter zugegen ist bzw. wenn die Untersuchung am Verladeort ver- 
embart ist, gleichgültig ob der Kaufer erscheint oder wicht. I allen 
ührigen Fällen muß sie telegraphisch binnen 12 — b>i Zufuhr auf dem 
Wasserwege hiunen 24 -- Werktagsstunden nach Empfang der Mitteilung 
betr, Ankunft der Lieferung erfolgen. Nur bei Frühkartoffeln bis zum 
31. August ist die Frist auf acht Werktagsstunden begrenzt, Letztere 
Bestimmung ist mit Rücksicht auf das schnelle Verderben von Friih- 
kartoffeln durchaus zu begrußen. Bei Fabrikkartoffeln genuigt cine 
Mangelriige nach der Entladung. Sie hat unverzüglich, d. h. in diesem 
Falle binnen drei Werktagen zu erfolgen ($ 13). Die Mungelrüge soll, 
wie die neuen Bestimmungen ausdrücklich festlegen, möglichst die 
Abgangsstation des Waggons, sie muß in jedem Falie die Nummer des 
letzteren enthalten und ebenso kurz angeben, wegen welcher Mangel 
die Ware beanstandet wird. 

Was hat nun zu geschehen, wenn die Ware bemängelt wird? Der 
Kaufer hat sofort einen Sachverstandigen hei der Landwirtschafts- 
uder Industrie- und Handelskammer desjenigen Bezirks, in dem die 
Ware steht, anzufordern. Er kann auch einen Sachverständigen des 
Einheitsverbandes des deutschen Kartofielkandels, jedoch nur durch 
die betreffende Frnennungsstelle (Bezirksersippe) des Einheitsver- 
bandes statt des Kanımersachverstandigen erbitten Es ist Sache de 
genannten Stellen, den Sachverstandigen zu entseuden, und Sache 
des Kaufers, unmittelbar nach erfolgter Begutachtung das Ergebnis 
dem Verkäufer telegraphisch mit genauer Angabe des festgestellten 
Minderwertes und unter Benennung des Sachverständigen mitzutellen 
Hiermit hat es allein jedoch nicht sein Bewenden. Das Gutachten 
selbst muß vielmehr dem Verkäufer so schnell als moglich libersandt 
werden, und zwar in einer vont Sachverständigen beglaubigten Abschrift 

Der Verkaufer ist in jedem Falle berechtigt, innerhalb 24 Stunden 
nach Empfang der Mitteilung von der Hohe des festgestellten Minder- 
wertes Schledsgutachteh hei einer der Stellen, die zur Entsendung 
des Sachverstandigen berechtigt sind, zu beantragen, Fr hat dieses 
jedoch seinen Küntrahenten gleichzeitig telegra ei 
Es ist Sache der betr, Ernenuimgsstelle, den zweiten Sachverstandigen 
zu ernennen und das Zusammentreten der beiden Sachverständigen zur 
nochmaligen Begutachtung zu veranlassen. ergibt sich dann die 
Moglichkeit, das erste Gutachten einer Revi zu unterziehen. Nur 
falls sich die beiden Sachverständigen nicht einigen, müssen sie einen 
Obmann hinzuziehen, der bei der Lieferung von Pflanz- und Futter 
kurtoffeln von der zuständigen Landwirtschaftskammer, bei der 
Lieferung von Speise- und Fabrikkartofieln von der zuständigen In 
dustrie- und Handelskammer bestellt wird. Das Urteil des Obmannes 
ist dann entscheidend. 

Mit dem Gutachten bzw. Schiedsgutachten soll in der Regel jede 
Streitigkeit beendigt sein. Für jede Entscheidung der Gerichte, scien 
es ordentliche oder vereinbarte Schiedsgerichte, werden die Schieds- 
gutachten unter allen Umständen in der Frage der Beurteilung der 
Ware maßgebend sein. Kommt es trotzdem zum Streit, so ist zu b3- 
achten, daß nach den Berliner Vereinbarungen nach wie vor alle 
Streitigkeiten aus dem Kaufgeschäft ani Verlangen auch nur cines der 
Vertragschließenden der schiedsrichterlichen Entscheidung unter- 
liegen. Wer die Entscheidung vor einem Schiedsgericht aus irgend- 
einem Grunde nicht wünscht, wird beim Geschäftsabschluß dies aus- 
drücklich vermerken müssen, Im umgekehrten Falle, wenn nämlich 
der ordentliche Rechtsweg von einer der Parteien beschritten ist, kann 
das Verlangen nach der Entscheidung durch ein Schiedsgericht nur 
innerhalb einer Woche, nachdem die Erhebung der Klage hei dem 
ordentlichen Gericht angedroht ist, geltend gemacht werden. Van 
mehreren in der gleichen Sache angerufenen Schiedsgerichten ist das 
zuerst angerufene zuständig. 


Die XII, Serie der polnischen Schatzscheine 


in Abschnitten zu 1000 und 10 00U zt im G:samthetrage von wiederzm 
25 Millionen mit Fallıgkeit am 15. Januar 1027, ist — laut „Dziennik 


Ustaw“ Nr. 106 — am 15. Oktober emittiert worden. Die Zinsen be- 
tragen 8 Prozent jährlich und werden durch Abzug vom Nominalwert 
der Scheine im voraus hezahlt. Der Verkauf dieser Scheine findet bei 
den Filialen der Bank Gospudarstwa Krajawego und anderen d: 
berechtigten staatlichen und privaten Finanzinstitulen statt. Die Ein- 


Hungen 


Verbandstagung am 27. und 28. November. 
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ng dieser Serie erfolgt in der Zeit vom 15. Januar 1927 bis 15. Juli 
Staatshauptkasse, den Filialen der Bank Gospodarstwa 
wego und den übrigen vom Finanzminister dazu ermächtigten 
uten, vom 16. Juli 1927 bis 15. Januar 1937 aber nur nach hei der 
auptkasse. — Weno auch diese XIIE Serie der Schatzscheine 
gewissermaßen nur eine Ablosung der 1X. Serie darstellt, die bis zum 
15. Oktober einzuläsen war, s9 wird doch aus den schan mehrfach von 
uns erorterten Gründen mit jeder neuen Schatzschein-Entission die 
Gefahr der Verwasserung des Geldzeichenumlauis vergrößert. Das 
ergibt sich einmal schau daraus, daß der Termin, bis zu dem die Staats- 
hanptkasse selber noch diese Scheine einzulosen verpflichtet ist, viel 
langer herausgeschoben ist (hei der IX. Serie z. B. bis 15. April 1936), 
tann aus der Ermachtigung des Finanzministers bis zur Hohe von 
Prozent des Nomiualwertes der jeweils emittierten Schatzanwei- 
ngen Bilety Zdawkawe herauszugeben. In diesem Zusammenhang 
deshalb nochmals an die gewiß nicht unberechtigte Befürchtung 
weitester Kreise der polnischen Bevolkerung wegen der bevorstehenden 
Neuheransgabe von Bilety Panstwowe anstelle der bisherigen Bilety 
Zdawkuwe erinnert werden. Jedenfalls laßt die Tatsache, daß nunmehr 
noch vor dem beabsichtigten Umtausch der vollkommen ungedeckten 
Bilety Zdawkawe in wenigstens tellweise gedeckte Bilety Panstwowe 
die Emission der XII. Serie von Schatzscheinen sich als nötig er- 
wiesen hat, gelinde Zweifel auftauchen, ob der sachen bescheittene neue 
Weg zur Sanierung der polnischen Wahrung wirklich zum Ziele führen 
wird. 


Ea] Verkehrswesen | N] 


Eine nachträgliche Anderung der neuen Frachtsaize 
für den polnischen Kohlenexport, 
Inkrafttreten bereits auf Grund der schon mitgeteilten 
Ustaw“ Nr. 103) am 1. November d. Js, er- 
unter Beibehaltung derselben Frist auf” Grund 
einer Verordnung des Verkehrsministers vom 25. Oktober d. Js, („Dz. 
Ustaw‘' Nr, 106) vorgenommen. Danach werden die Frachtsätze ftir 
den Kohlentransport in geschlossenen Zügen von mindestens 700 t 


1427 bei der 
Kraj 


deren 
Verordnung (Dz. 
folgen sollte, wird 


auf einer Entfernung von mehr als 400 km nach allen Grenzpunkten 
nach Klasse F mit einer INprozentige rmaßigung berechnet. Die 
ım Ausmahmetarif XVIII für den Transport von Exportkohle van 


Deutsch-Oberschlesien nach Ostpreußen für die polnischen Strecken 
festgesetzten Satze van 10,5 zi bzw. 11,5 zł werden aut 11 bzw. 12 21, 
der Salz von M,5 auf 1221 und der Satz von 1,5 Groschen je Tonne und 
Kilometer für die Kohlentransporte nach Lettland, Rußland und der 
Ukraine auf 18 Groschen je Tonne und km erhöht. Im Ausnahme 
tarit XIX werden die Frachtsatze für Kohle, Briketis, Kohlen und 
Koksstaub über Danzig und Gdingen von 9 auf 12 zl und fur Koks von 
I0 auf 13 zlerhoht. Die Frachisatze für den Transport von Kohle und 
Koks in geschlossenen Zügen von mindestens 700 Tonnen nach Danzig 
nder Gdingen über Lublinitz—Lenka (Kostau) oder nach Stettin fiber 
Pusen, Tama Gabarska (Gerberdamm) wird auf 6.5 zt je Tune, für 
Kohlen- und Kokstransporte nach Stettin über Lublinitz--Leuka 
und Drawski Miyu (Dratzigmühle) oder Rawitsch auf 9 zI je Tonne fest« 
gesetzt. 


Wegevorschrift im polnisch-deutschen Güterverkehr. 


Die Bestimmungen ılber die Angabe des Beforderungsweges Im 
Frachtbrief sind verschieden, je nachdem die Sendung iim oherschle- 
sischen Wechselverkehr oder im übrigen polnisch-deutschen Verkehr 
ahgefertigt wird. Im aberschlesischen Wechselverkehr ist eine Wege- 
vorschrift des Absenders nicht zulässig. Es ist hierbei belanglos, ob 
die Fahrt durchgehend ader gebrochen berechnet wird. Ist in diesem 
Verkehr im Frachtbrief die Abfertigungsstelle vorgeschrieben, auf 
der die zoll- ader steueramtliche Abfertigung stattfinden soll, so wird 
diese Vorschrift von der Eisenbahn nur danu heachtet, wenn diese 
Abfertigungsstelle auf dem regelmäßigen Beförderungswepe liegt, 
hn übrigen palnisch-deutschen Verkehr muß die Landesgrenze im 
Frachthrief vorgeschrieben werden. Fehlt diese Angabe, so ist die 
Eisenbahu berechtigt, den Frachtbrief zurickzuweisen. Wird jedoch 
der Frachthrief ohne diese Wegevorschrift von der Eisenbahu ange- 
nammen, so hat sie den Weg für die Beförderung zu wahlen, der ihr 
für den Absender am zweckmäßigsten erscheint. Die Folgen dieser 
Wahl hat jeduch die enbahn nicht zu vertreten, sondern lediglich 
der Absender, sofern nicht etwa der Eisenbahn ein grobes Verschulden 
zur Last fallt. Mit Rücksicht auf die ım Verhältnis zu den deutschen 
Frachtsatzen zurzeit bestehenden niedrigen polnischen Frachtsätzen 
muß der Frachtzahler selbst ein großes Interesse daran haben,.den 
Weg varzuschreiben, der die needrigste Fracht ergibt. Es kommt 
hierfür nicht ın jedem Falle der zwischen der Versand- und Empiangs- 
station kürzeste Weg, sondern schr haufig eine erheblich längerg Be- 
färderungsstrecke ın Frage, sofern die Lange der deutschen Strecke 
wesentlich verkürzt wird, auch wenn hierdurch eine bedeutend längere 
Transportstrecke der polnischen Staatsbahn zu durchfahren ist. Z. B. 
Þe tragt die Fracht für 15 000 kg Alteisen zum Eınschmelzen von Stettin 
Freihszirk naclı Chebzie (Morgcnroth) für den kürzesten Weg: Stettin- 
Borsigwerk Grenze 518 km Klasse E, Frachtsatz 163 = 244.50 Rmk. 


Nr. 13 


145 


und Chebzie Grenze —Chebzie 4 km, Kl 
(zum Kurse von 47) = 15,50) Rmk., zusammen 260 Rmk. Sofern 
ım Frachtbriet als Ühergangsstation Kreuz Grenze angegeben wird, be- 
lauft sich die Fracht auf: Stetlinm— Kreuz Grenze 1 
Frachtsatz 58 = 87 Rmk und Drawsky Mlyn Grenze — 
Ausnahmetarif XXX, Klasse F, Frachtsatz 127 — 190 


VIIL, Frachtsatz 


590 km 


Rmk, zusammen 176,50 Rmk. Obwohl die Befürderungsstreck 
Kreuz 195 km langer ist als die kürzeste St üher De 
schlesien, belragt die Frachfe yis 8350 Rmk. Die freie Wahl 


der Grenzübergangsstation ist lec 
ladungen und für Güter in Kessel 
Myslowice, Oswiecice und S 
Stationen laufen, insofern b 
(Hindenburg) nicht geleit 


ich für Holzsendingen in Wagen- 
agen, die über oder von Dziedzic, 
nowice Warszawskie nach deutschen 
hrankt, als dıese Sendungen über Ruda 
werden dürfen, Sofern die zollamtliche 
Abfertigung derartiger Sendungen in Sosnowice verlangt wird, muß 
Makoszowy (Makoschau) als Landesgren vorgeschrieben werden 
Leere Kesselwagen müssen über Sosnowice nach Polen zurlickgeleitet 
werden, wenn der Hinweg nach Deutschland über Sosnowice zurück- 
gelegt ist, Lediglich Sendungen r Kindenburg Ort unterliegen 
bezüglich der Übergangsstation keiner Beschrankung. Diese Sèn- 
dungen dürfen stets über Ruda abgefertigt werden. 


Erofinung eines polnischen Flughaiens. 
Am 6. 11. fand in Okęcie bzi Warschau die feierliche Eroffnung 
eines Flughafens statt, an der der Prasident der Republik, Vertreter 
der Regierung tmd des diplomatischen Korps teilnahmen 


Neuregelung des internationalen Telegramm- 

verkehrs. 

Die im Herbst 1925 von der Welttelegraphenkanferenz in Paris 
beschlossene neue Vollzugsordnung zum Welttelegraphenvertrag tritt 
am I. November 1926 in Kraft. Damit wird el 
Änderungen im internationalen Telegraphenverkehr 
von denen folgende hervorgehoben werden sollen 

Bei Telegrammen nach dem Ausland heißen zu 
vervielfaltigende Telegramme zukünftig Mehrfach- 
telegramme, Überseetelegramme zu halber Gghühr 
dagegen zurückgestellte Telegramme, Bank- und ahnliche 


Telegramme in offener Sprache dürfen am Anfang des Textes 
ein verabredetes Kennwort von höchstens zehn Buchstaben enthalten, 
ohne daß ste die Eigenschaft von Teleprammen in offener Sprache vèr- 


lieren, Die gruppen we 
z. B. dreißigdrei 


se Wiedergabe van Za 
statt dreitausenddreißig — gilt nicht 
widrig. to ist für Telegramıne in oftener 
meim zugelassen, Mit der Prüfung von Telegraphenschli 
gramme in verabredeter Sprache befassen sich die Telegraphenver- 
waltungen in Zukunft nicht mehr 

Als Ersatz der Wohn ungsangabe in Telegrammen ist der 
Fernsprechanruf ader die Postschließfach- 
nummer des Empfangers zugelassen, In pust- und telegraphen- 
lagernden Telegrammen sind aber Zilfernanschriften verboten. Bei 
Telegrammen nach China dürfen Name und Wohnung des Empfängers, 
bei zurückgestellten Telegrammen nach China auch der ganze Inhalt 
durch vierstellige Zahlen ausgedrückt werden. Bi Mehrfachtele- 
grammen mussen die Zustellangaben (Bürsc, Markt usw.) hinter den 
Namen des Empfangers gesetzt werden. Telegramme ohne Text sind 
wicht mehr zugelassen. Bei zurückgestellten Telegrammen dürfen 
Zahlen, Handelszeichen oder abgekürzte Ausdrücke über ein Drittel 
des Textes nicht hinausgehen. 

Irrtümlich zuviel erhabene Gebühren oder 
zuviel verwendete Freimarken werden von Amts wegen nur dann er- 
stattet, wenn der Mehrbetrag mindestens 2 Goldiranken ausmacht; die 
Erstattung geringerer Betrage erfolgt nur auf Antrag. Ahnliches gilt 
für die Erstattung der G>bühr für telegraphische Empfangsanzeigen 
und für die bei der Beförderung ausgelassenen Worter. Ber Ver- 
zügerunpen inı Überseeverkelir werden kiuftig die Gebühren schon 
dann erstattet, wenn die Laufzeit mehr als zweimal 24 Stunden be- 
tragen hat. Bei Entstellungen wird mir noch die Gebühr für den 
Telegrammteil erstattet, der durch die Entstellung seinen Zweck ver- 
fehlt hat. Die Frist für die Anmeldung von Erstattungsansprüchen ist 
von 5 auf 6 Monate heraufgesetzt warden, 

Für auf dem Drahtwege zu hefördernde Telegramme ist 
angabe „fil“ eingeführt, tür zu funkende die Angabe „anten“. 


ie Weg- 
Dai 


Umstanden konnen Telegramme auch mit der Luftpost hefördert 
werden. 


Dem Verkehr nach, von und zwischen Schiffen dienen die See - 


Bei Telegrammen mit bezahlter Antwort i 
Auslandsverkehr zeigt der RP-Vermerk nicht mehr die Zahl der voraus- 


bezahlten Worter an, sondern den vorausbszahlten Betrag in Gold- 
iranken, z. B. RP 3,00. Varausbezahlte dringende Antworten fallen 
daher weg ht voll ausgenutzie RP-B:irage werden lediglich auf 
Antrag und auch dann nur erstattet, wenn der Unterschied mindestens 
2 ranken ausmacht. Die Gulligkeit der Antwortscheine ist von 
6 Wochen auf 6 Monate erhöht. 

Pressetelegramme sind künftig durch den gebühren- 
pflichtigen Vermerk „Presse“ zu kennzeichnen. Sie werden zu jeder 
Tag- und Nachtzeit angenommen und dürfen in Klammern zu setzende 
Anardnungen — bis zu 10 Wärtern — enthalten, die sich auf die Ver- 
öffentlichung des Inhalts beziehen. Weiterhin sind bei ihnen Stellen 
in einer anderen Sprache als der, in der das Telegramm abgefaßt ist, 
erlaubt, wenn es sich um wörtliche Anführungen aus Reden und dergi. 
handelt. 

Die Nebengebühren für gewisse Leistungen (Ver- 
gleichung, Empfangsanzeige, Vervielfaltigung u. a. m.) sind erhöht 
worden. 


(A)| Messen und Ausstellungen. [280] 


Termine der Leipziger Messen 1927. 


Die Leipziger Mustermesse findet im Frühjahr 1927 vom 6. bis 
12. März statt. Die Technische Messe mit Baumesse dauert einen Tag 
länger, also bis einschließlich Sonntag, den 13. März, die Betriebs- 
technische Messe (Werkzeugmaschinenschau) wird noch dariiber hin- 
aus bis zum 20. Marz geöffnet sein. Die im Rahmen der Mtistermesse 
abgehaltene Textilmesse und die Schuh- und Ledermesse bleiben wie 
bisher auf 4 Tage, und zwar vom 6. bis 9. Marz, beschränkt. Die 
Leipziger Herbstmesse 1927 findet vom 28. August bis 3. September 
stalt. 


E m|| Aus anderen Verbänden. 


Generalversammlung des „Kaufhaus Rogoźno“. 


Rogasen. Am Dieustag fand bei Droese die Gesellschafterver- 
sammlung des „Kaufhaus Ragozao“ statt. Dan Revisionsbericht 
und die Bilanz für das abgelaufene Geschaftsjahr 1925/26 trig Marsch- 
ner-Posen vor. Dem Varstande, Koebernik-Rogasen und Marschner- 
Posen wurde einstimmig Entlastung erteilt. Ebenso einstimmig wurde 
beschlossen, nach dem Vorschlage van Marschner den Reinge Wind 
als Rücklage zu buchen. Das ausscheidende Mitglied des Aufsichts- 
rats Hatje wurde einstimmig wiedergewahlt, Schließlich wurde noch 

schlossen, den Mitgliedern bet Rereinkaufen. einen Rahatt von 

Proz. zu gewahren undin der Zeit vom 1, his 24. Dezember 15 Prozent, 
ige das Kaufhaus betreffende Fragen wurden außerdem lebhaft 
besprochen, Die Versammlung war gut besucht. 


1] Polnische Wirtschaftsnachrichten, N 


Der englische Kohlenstreik saniert die polnische 
Wirtschaft. 


Rückwirkungen auf die deutsch-polnischen 
Handelsvertragsverhandlungen. 


Die allgemeine wirtschaftliche Lage Polens wird in dem Prüfungs- 
hericht, den der als Ratgeher herarigezogene amerikanische Sachver- 
standige Prof. Kemmerer erstattet hat, als im_großen und ganzen 
gebessert dargestellt. Vor allem werden Ansatze zur steigenden Pro- 
speritat in folgenden Einzelheiten erblickt: der Staatshaushalt konnte 
n Zeitabschnitt von April his August einschließlich ausgeglichen und 
der Zloty seit etwa 3 Monaten praktisch auf dem Stand von 76.40 Rm. 
ftir 100 Zlaty gehalten werden. Die Bank von Polen hat ihre Noten- 
ueckung von 32%, im April auf 40%, Ende August erhöht, ohne den 
10 Millionen-Dollar-Kredit hej der New Yorker Federal-Reservebank 
in Anspruch nehmen zu müssen. Auch die Zahl der Betriebsstillegungen, 
Zahlungseinstellungen und Kunkurse, sowie der Wechselprateste ist 
erheblich zurückgegangen. Schließlich hat die Kohlenkonjunktur der 
polnischen Bergwerke zu einer Senkung der Arheilsiosenziffer — seit 
Jannar um 32°, — geführt. Auch die Lage in der ubrigen polnischen 
Industrie weist höhere Beschaitigungsziffern auf, So hat sich u. a. 
die Zahl der beschaftigten Arbeiter bei der Textilindustrie um 37%, bei 
dem Baugewerbe nm 110% und bei den öffentlichen Arbeiten um 700% 
erhöht. Auch bei den mit beschrankter Arbeitszeit nur Beschaftigten, 
bei. denen Anfang Januar nur cin Drittel der Gesamtarbeiterschaft 
ungefahr 3 Tage in der Woche im Betriebe war, hat sicli die Lage bis 
zum August gebessert, so daß hente bereits der größte Teil wieder volle 
Beschaftigung aufweist. 

Inder letzten Zeit erregt die Wahrscheinlichkeit der baldigen Bei- 
legung des Kanfliktes im englischen Bergban selhstredend im War- 
schauer Wirtschaftsministerium ernste Sorge. Man rechnet aber damit, 


Wahl des Vorstandes und Beirates am 28. Nov. 
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daß eine Wiederaufnahme der Arbeit in England nicht eine vôiiige 
Beseitigung der Koflenknanpheit zur Folge haben dürfte, so da8 
Polen davon zunachst noch nicht herührt wird. Großer dürfte erst die 
Gefahr werden, wenn das Aufhoren der Kohlenlieferungen evident 
hervortritt. Man fürchtet auch, daß dieses auf einen Zeitpunkt fallen 
wird, wo wohl keine weiteren Ausiuhrgüter zur Verfügung stehen, da 
der Ernteiiberschuß in diesem Jahre bedeutend geringer als im Vorjahr 
und spätestens Anfang 1927 verbraucht sein dürfte. Wenn diese Ver- 
haltnisse eintreten, wird man erst zu erkennen in der Lage sein, ob die 
Besserung der polnischen Wirtschaftslage tatsächlich im engsten Zt- 
sammenhang mit den Auswirkungen des britischen Kohlenstreiks 
gestanden hat oder ob sie, wie es mit reichlichem Optimismus in Kreisen 
der Mitglieder des polnischen Kabinetts vertreten wird, als natürliche 
Folge eines normalen Gesundungsprozesses der Wirtschaft aufgeiaßt 
werden muß. Einigermaßen charakteristisch für die Unausgeglichen- 
heit der polnischen Wirtschaitsverhältnisse bleibt es aber, daß der 
Rückgang der Einfuhr vom April bis zum Oktober d. Js. beinahe 709, 
ausmacht, so daß eine der Hauıptvoraussetzungen für ĉine Hebung der 
allgemeinen Konjunktur damit vorlaufig wegfällt. 

Die polnische Getreidehandelspolitik begegret im Lande selbst 
einer stark abfälligen Beurteilung., So legen augeublicklich im War- 
schauer Wirtschaftsministerium Eingaben samtlicher polnischer Müllerei- 
verbande vor, die cire Einschränkung der Getreideausfuhr fordern. 
Die hisherige Getreideausfuhr hat nur, wie in den Angaben nachge- 
wiesen wird, zu emer Verknappung des Angebots des poinischen Marktes 
geführt und dadurch nicht nur die normale Ernährung der Bevölkerung, 
sondern auch die der Weiterexistenz der polnischen -Müllereien erheb- 
lich gefährdet. Diese polnischen Feststellungen sind gerade jetzt be- 
sonders interessant, wo Polen sich in den Handelsvertragsverhand- 
lungen mit Deutschland bemüht, auch noch in Deutschland einen 
Massenabsatzmarkt für die Unterparibewertung von Getreide und Mehl 
zu finden. Klagen kommen auch aus der Holzindustrie, trotzdem hier 
seit Juli durch die Steigerung der Einfuhr von Holz und Halzmasse 
der Warenumsatz sich selhst in aufsteigender Linie bewegt. Vor dem 
Zollkrieg mit Polen hahen die Hulzlieferungen nach Deutschland die 
Kohleneinfihr um etwa 100%, übertroffen. 

Nach allem besteht auf polnischer Seite durchaus noch nicht die 
‚Absicht, irgend ein Entgegenkammen bei den schwebenden deutsch- 
‚polnischen Verhandlungen zu beweisen. Man scheint in den führenden 
er: Wirtschaftskreisen allzu sehr geneigt zu sein, aus der augen- 
licklich verbesserten Lage Zukunftshoffnungen für die wirtschaft- 
liche Konsolidation zu nahren, die aus keinem gesunden Untergrund 
erwachsen sind, Den maßgebenden Palitikern kemmt diese Er- 
halungspause umso mehr entgegen, als sie in ihr em äußerst wirksames 
Werbemittel sehen, mit der das Ausland um so enger mit den polnischen 
Interessen verknüpft werden kann, Sie halten sich und die Lage der 
Dinge im Augenblick für stark genug, die Verhandlungen mit Deutsch- 
land mit Frfolg auf die lange Bank schieben zu konnen. Sie ühersehen 
dabei aber, daß die stärkere wirtschaftliche Position nicht auf Ihrer, 
sondern auf der deutschen Seite ist, Wenn die pamain Unterhandler 
immernoch nach rıickwarts sehen, d, h, nur auf die jeweilige Stimmung 
und Lage in ihrem Lande Rücksicht nehmen und von ihren so hari- 
nuckig verteidiglen engen Gesichtspunkt nicht loskommen komnen, 
s0 wird, man deutscherseits den Dingen ruhig ihren Lauf lassen und die 
Verhandlungen einstellen. Fir lange Sicht bleiben uns letzten Endes 
duch nur zwei Wege offen. Der eine führt über großztigige Auslands- 
anleihen, die augenblicklich z. T. durch die bessere Gestaltung der 
wirtschaftlichen Lage befürwortet werden, zu einer Festigung des pol- 
nischen Staates und damit zu einer Anerkenntnis gerechtfertigier 
und erust zu nehmender Forderungen hei den Verhandiungen mit dem 
Deutschen Reich; der andere muß aber in dem Augenhlick zur Kapi- 
ulation führen, in dem das durch den englischen Kohlenstreik gestürte 
Gleichgewicht der ‚Weltwirischaftslage wieder hergestellt ist, der pol- 
nische Export wieder auf den normalen Stand zurückgeführt wird und 
die inneren Kraftquellen dann nicht mehr ausreichen, die polnische 
Währung wirksam zu stützen, Dann ist der polnische Staat nur noch 

auf das Wohlwollen seines westlichen Nachbarn angewiesen und mnô 

Bedingungen unterschreiben, um sich das rettende Ausfallstor für 
seine Wirtschaft zu öffnen, die es unter dem Druck der Dinge und nicht, 
wie jetzt, freiwillig unterschreiben kann, 


Neue Krisen im polnischen Naphtha-Kartell, 
= Von unserem F. D.-Korrespindenten, 


Kaum jemals ist ein wirtschaftlicher Zusammenschluß so umstritten 
‚wesen, wie derjenige der polnischen Naphtharaffinerien, der nicht nur 
den Inlandsabsatz regeln sollte und als späteres Ziel die Regelung der 
Exporttätigkeit in Aussicht nahm, sondern auch den sog. reinen Raffi- 
> nerien einen genügenden Anteil an dem Bezug der heimischen Rohöl- 
produktion zu sichern hatte. Viele Mnnate hat es gedauert, bis vor 
nahezu zwei Jahren endlich die Gründung der „Wirtschaftlichen Ver- 
einigung der Mineralölraifinerien“ zustande kam. Aber schon sehr bald 
nach der Unterzeichnung des Kariellvertrages kam es zu allerlei tief- 
gehenden Differenzen, da die Interessen, die hier ausgeglichen werden 
sollten, allzu verschieden waren. Einmal waren es die nicht gleichzeitig 

im Besitz von Rouholquellen belindlichen Raffinerien, die sich teils 
wegen der Preisfestsetzung für die ihnen zustehenden Rohnaphtha- 
mengen, teils wegen der Zumessung dieser Kontingente selbst benach- 
teiligt oder hintergangen fühlten. Sodann lag dem Staate, der als Be- 
sitzer der größten galizischen Raifinierie („Polmin“ in Drohobycz) 
selber ein sehr gewichtiges Wort in dieser Vereinigung führt, vor allem 
daran, daß der inländische Konsum zu moglichst niedrigen Preisen be- 


E 


iriedigt würde, wahrend insbesondere der (prozentual sehr bedeutende) 
Feil der Raffimerien. deren Kapital sich überwiegend in ausländischen 
Handen befindet, in erster Linie darauf ausging, die Inlandspreise für 
ihre Naphthaprodukte auf eıne Hohe zu bringen, die es ihnen erlaubte, 
die Preise für Exportlieferungen so niedrig zu halten, daß man unter 
allen Umständen kankurrenzlahig blieb, wenn auch kaum die Selbst- 
kosten gedeckt würden, (Ahuliche Erscheinungen siud ja auch hm- 
sichtljeh Zucker, Spiritus und sogar Kohle festzustellen gewesen, für 
welche Artikel der Inlandskonsum gewissermaßen eine Expartpramie 
aufzubringen oder die Verluste aus dem Ausfuhrgeschäft zu decken 
hat.) Die schwerste Erschütterung erlitt das polnische Naphthakartell 
bereits im Frühjahr 1925, als gegen zwei inzwischen ausgeschiedene 
Gesellschaften ein scharfer Preiskampf eroffnet werden mußte, um sic 
zum Wiedereintritt zu zwingen. Solche und ahnliche Schwierigkeiten, 
von denen hier nur noch die Seiteusprünge einzeiner Raffinerien auf 
dem Gebiet des Exports von Paratiin und gewisse Umgehungen der 
Bestimmungen über die vorübergehende Freigabe des Rohnaphtha- 
exporis erwahnt seien, tauchten in der Folgezeit Immer wieder auf, 
und immer wieder konnte die Weıterexistenz des Kartells mt Mühe 
und Not nur für cin paar Monate als sichergestellt betrachtet werden. 
ieser Zustand der Unsicherheit hat es vor allem verschuldet, daß ein 
wesentlicher Teil der dem Kartell van vornherein gesetzten Ziele ent- 
weder gar nicht nder nur schr un vollstandig hat erseicht werden konnen. 
Das bezieht sich nicht zun: wenigsten auf die geplante strafie Export- 
organisation. Gegenwärtig aber hat diese Unsicherheit einen Grad er- 
reicht, daß auch schon der polnische Inlandsmarkt aufs hochste beun- 
ruhigt worden ist und die polnischen Petroicumhändier eine Ver- 
sammlung nach Krakau einberufen haben, um sich durch Gründung 
einer festen Organısation gegen alle Eventualitaten eines bevorstehenden 
Zerialls des Naphthakartells zu sichern. 

Voreilige Berichterstatter glaubten zwar schon Ende September, 
eine Verlangerung des demnächst ablaufenden Kartellvertrages melden 
zu konnen. In Wirklichkeit ist die Auflösung des Kartells augenblick- 
lich naher gerückt als je, obwohl man bei den Vorverhandlungen cin- 
zelner Gruppen der Kartellmitglieder, die wahrend der letzten Wochen 
in Wien, Warschau und Krakau stattgefunden haben, sogar an eine 
‚Verlangerung auf weitere fünf Jahre gedacht hal. jenen vorzeitigen 
Meldungen liegt übrıgens auch vielleicht eine Verwechslung mit der 
innerhatb des großen Naphthakartells zwischen einer Anzahl der größten 
Raftinerien bestehenden Spezialkon vention zugrunde, die sich auf die 
Verkaufstatigkeit bezieht und vor einigen Tagen auch zu einer Fest- 
setzung der Exportpreise für Normalpetroleum (3 Dollar), Gaso) (1,90 
Dollar) und Paraffin (12,50 Dollar, alles je 100 kg franko polnische 
Grenze) geflihr! hat, Wie sehr man in den Kreisen der Raffinerien 
selbst mit der Möglichkeit des Aufhorens der Naphthakanvention 
rechnet, beweist schon die Tatsache, daß in den letzten Tagen überhaupt 
keine Abschlüsse in Rohnaphtha mehr zustande gekommen sind. Die 
Preise für Rohnaphtha, di in den letzten Wochen standig gestiegen 
waren und zuletzt die Höhe von 233—235 Dollar erreicht hatten, sind 
plötzlich auf 220 Dollar je Waggon gestürzt, da die reinen Raflinerien 
sich des kaufs fast vüllig enthalten, Nur kleinere Transaktionen 
sind in den letzten Tagen noch zu 225 Dollar gemacht worden. Die 
Preise für Absorbtions-Gasolin fielen auf 7 und für konıprimiertes 
Gasnlin auf 7.40 Dollar je 100 kg. 

Je nach der Einstellung auf den Produzenten- oder den Kon- 
sumentenstandpunkt wird die Notwendigkeit eines Weiterbestchens 
sowie die ganze hisherige Preispulitik des Naphthakartells in der pol- 
nischen Presse sehr verschieden beurteilt. Richtig dürfte die Annahme 
sem, daß die „Polmin“, d. h. der polnische Staat selbst, Tir eine Ver- 
langerung des Kartellvertrages Bedingungen durchzusetzen trachtet, 
die den Interessen des in der galizıschen Erdülindtustrie vertretenen 
auslandischen Kapitals durchaus zuwiderlaufen, s0 daß schon wegen 
der Uneinigket über die Preisfestsetzungen für deu Inlandsınarkt 
die Auflösung droht. Diese Meinımg teilen die Krakauer „Nowa Re- 
forma" und der „Ilustrowany Kurjer Codzienny“, der deni Naphtha- 
kartell überhaupt jede Existenzberechtigung in IAngeren Ausführungen 
abspricht. Die Tatigkeit des Karteils sei nicht nur für den Naphtha- 
handel die Verbraucher schädlich, sondern auch für die gesamte 
polnische Naphthaindustrie selbst uuzweckmaßig. Aus Grinden der 
Reutabilitat scien die Inlaudspreise für Naphthaerzeupnisse schon um 
ber i00 Prozent heraufgesetzt worden, walırend die Exportpreise für 
anche Naphthaprodukte nur die Halfte der Inlandspreise ausmachten. 
Schadigung der inlandischen Konsumenten lasse sich schon dadurch 
nachweisen, daß kleinere Raifinerien, die dem Kartell nicht angehoren, 
wie z. B. die Raffinerien „Skawina“, „Stanislawow“, „Stryj“ und 
„Nadwarna“, ihre Erzeugnisse auf dem heimischen Markt um 10—20 
Prozent billiger verkaufen als das Kartell. Dabei sei durch diese Preis- 
politik das angebliche Ziel, namlich die Naphthaindustrie zii sanieren, 
nichteinmalerreicht worden. Im Gegenteil daure die Krise fort und habe 
sich sogar noch verscharft, Zwei große Raffinerien (gemeint sind die 
in Krosno, wo Differenzen unter den Gesellschaftern ausgebrochen 
sind, und die in Dziedzice, die zum „Dabrowa‘-Konzern gehort und 
kürzlich aus angeblich technischen Gründen stillgelegt worden ist, 
hatten ihren Betrieb vollständig einstellen müssen. Andere wiederum 
waren gezwungen, ihre Produktion bedeutend einzuschranken. Tine 
Sanierung der Napkthaindustrie konne lediglich durch eine Steigerung 
der Bührarbeiten erzielt werden, da die gegenwärtige Rohöliörderung 
nur der halben Verarheitungsfähigkeit der polnischen Raifinerien ent- 
spreche. Daneben müsse eine Vervollkommnung der Produktiansweise 
und eine nur hierdurch mögliche Verbilligung der Produklion ange- 
streht werden Schließlich wird die Regierung aufgefordert, durch 
Zutückziehung der Mitgliedschaft der „Pulmin“ eine Wiederherstellung 
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hindern. 


im Gegensalz hierzu behauptet die Warschauer „Rzeczpospolita” 
«ein Korfanty nahestehendes Blatt), daß unter den obwaltenden Um- 
standen das Naphthakartell gar keine andere Preispolitik hatte treiben 
konnen. Sie gibt zwar zu, daß, wie uberhaupt 
die He 


e Preiserhöhung, auch 
setzung der Inlandspreise für Naphthaprodukte das gesamte 
leben Polens geschadigt hatte Es gabe aber keine andere 
‚dem Niedergang der Rohölproduktion in den Nachkriegs- 
jahren Einhalt zu tun und zu einer stärkten Bohrtätigkeit, die bisher 
an dem Kapitalmange! gescheitert sei, zu gelangen. An Hand einer 
Statistik über Produktion, Bohrtatigkeit und Preisbewegung wird 
dann der Nachweis versucht, daß mit den höheren Preisen anch eine 
intensivere Bohrtatigk ingesetzt habe Die Rohölproduktion Gali- 
ziens ist von 87 802 Zisteruen im Jahre 1914 bis auf 70 487 im Jahre 
1921 zurückgegangen, hat 1925 erst wieder 81 190 und in der ersten 
Halfte des laufenden Jahres rund 40550 Zisternen erreicht. Dabei 
ging die Zahl der Bohrfürme von 216 im Jahre 1923 auf 146 im Jahre 
1924 und 106 im Jahre 1925 zurück, die Zahl der Arbeiter in den zu- 
letzt genanuten Jahren von 14013 auf 10947 bzw. 9113. Erst im 
zweiten Quartal 1926 war die Zahl der tätigen Bohrtürıme auf 130 und 
die der Arbeiter auf 9452 gestiegen. Auf der anderen Seite stiegen die 
Inlandspreise für Erdöl je 100 kg von 1,55 Dollar im Jahre 1923 bis auf 
1.61 im Jahre 19; 188 1m August und 2.10 Dollar im September 1926 
«(wahrend die dem Boryslawer Erdöl an Qualitat gleıchkommende 
amerikanische Marke Midland im August nur 1,53 Dollar erzielte). 
Da die Produktionskosten nicht ini gleichen Maße wie die Verkaufs- 
preise zunahnen, sei den Produzenten eine höhere Gewinnquote ver- 
blieben, durch die sie zu einer weiteren Bohrtatigkeit angespornt wurde 
Diese konne sich aber erst bei den heutigen Preisen rentieren, da die 
galizischen Naphthavorkommen bekanntlich vie! tiefer liegen, als die 
im Kaukasus, in Rumanien und in Amerika. Der Vorwurf. daB die 
Preispolitik des Naphthakartells, die hauptsachlich von den van fremdem 
Kapital heherrschten Raffinerien dikticrt werde, die polnischen Erd- 
ölproduzenten schädige, sei unberechtigt und unlogisch. Denn etwa 
80 Prozent der galizischen Erdölgewinnung befunden sich in deu Handen 
der Raflınerien, die einen nicht unbedeutenden Teil des Erdöls ver- 
kauften oder ausführten (z. B. „Fanto‘“ und „Naita“) und schon 
deshalb em Interesse an hohen Rohölpreisen hatten, Außerdem gäben 
ihnen gerade höhere Rahölpreise auch die Möglichkeit, die Preise für 
Raltinerieprodukte zu steigern, Mau: sieht, wie hier ganz dieselben 
Argumente und Gegengründe wieder ins Feld geführt werden, wie schon 
vor Jahren jedesmal, wenn es sich um die Frage drehte, ob dem Staate 
oder dem in der polnischen Naphthaindustrie investierten Auslands- 
kapital die Pflicht zufalle, neue Rahölquellen zu erschließen und dadurch 
auch die Betätigungsen chkeit der Raffinerien 7u heben. Auch die 
Gazeta Handlawa“ weist vorsichtig auf dieses Dilemma hin md hofft, 
dals dach noch von dem fremden Kapital die Rettung kommen werde. 
Die auslandıschen Finauzgruppen aber, die ja zu einem überwiegenden 
Teil aus Wien dirigiert werden, wolien natürlich nicht ohne einiger- 
maßen sichere Aussicht auf eutsprechenden Gewinn neue Millionen in 
den galizischen Boden stecken. Ist es doch keineswegs unzweitelhaft, 
daß durch neue Bohrungen anch die Produktion wirklich auf die Dauer 
verstärkt werden kann und nicht vieimehr nur die in der Nähe liegenden 
alteren Quellen ganz zum Versiegen gebracht werden. Beweise für die 
letztere Annahme liegen schon genligend vor. Ebenso wie in dieser Be- 
ziehung werden aber auch die reiflich erwogenen Interessen der aus- 
ländischen Finanzleute, die in der polnischen Naphthaindustrie da- 
minieren, die Entscheidung darüber bringen, ob das Naphthakartell 
noch einmal wieder auf die Beine gestellt werden kann oder nicht. 


Die Lage auf dem polnischen Zementmarkt 


kann (entgegen anders laufender: polnischen Biätterineldungen) keines- 
wegs als befriedigend angesehen werden. Zwar hat die Inangriffnahme 
einiger Regierungsbauten die Nachfrage zu Beginn dieses Herbstes 
etwas zu beleben vermocht, im großen und ganzen ist aher die Bau- 
bewegung doch recht matt geblieben. Die Kapazität der polnischen 
Zementfabriken, die einschließlich der Werke in den von Deutschland 
abgetretenen Gebieten mit 1.2 Millionen Tonnen zu veranschlagen ist, 
kann kaun zu einem Drittel ausgenutzt werden. Der geringe iniands- 
ahsatz vermag die Fabriken für die verloren gegangenen Absatzgebiete 
im Ausland uicht zu entschadigen. Die schlimmsten Sorgen aber he- 
reilen sich die Zementproduzenten selber durch die außerordentlich 
scharfen Koankurrenzkämpie, die sich nach dem Wiederaustritt der 
großen Firley-Gesellschaft aus dem Syndikat der kongreßpoinischen 
Zementwerke noch mehr zugespitzt haben. Erst kürzlich hat der 
Verband der kongreßpolnischen Fabriken sich zu einer bedeutenden 
Preisherabsetzuug verstehen mussen. Während, wie seinerzeit berichtet, 
erst im Frühjahr nach hettigen Auseinandersetzungen mit dem Han- 
deisministerium die Zementpreise von 5.20 auf 7 bzw. 7.50 zł je 100 kg 
loco Verladestation herauigesetzt werden konnten — wavon man sich 
eine Gesundung der damals von gänzlicher Stillegung bedrohten In- 
dnstrie versprach — zwang der Wettbewerb mit den Außenseitern 
schon bald zu einer Verminderung auf 4.18--4.28 zł ind zuletzt his auf 
3.50 bzw, 4 zt. Die Uneinigkeit unter den Produzenten hat auch im 
wesentlichen dazu beigetragen, daß im Expurtgeschaft nur wenig er- 
reicht werden konnte, Die gelegentlich von polnischen Blättern ge- 
meldeten Bestellungen aus dem Nahen Orient und Südamerika reichen 
bei weitem nicht an die früher gewohnten Expnrtzifiern heran. Ohne 
eine großzügig organisierte Propaganda zur Bearbeitung des Auslands- 
marktes und die Emrichiung eines zentralen Verkaufsbüros wird man 


Erfulg rechnen dürfen. U.n Amerika, das früher einer der großten Ab- 
nehmer der heute auf palaischem Gebiet liegenden Zementfabriken 
war. als regelmaßıgen Kunden wieder zurückzugewinnen, werden auch 

die Schiffsverbindumgen über Danzig wesentlich verbessert werden 
müssen, Im Interesse dieser Industrie hat das Warschauer Handels- 
ministerium vor einigen Wochen seine Vermittlung angeboten, um 
eine Exportvereinigung, die Preisunterbsefungen aut den Auslands- 
markten ausschließen wiirde, zustande zu bringen. Zu einem greifharen 
Resultat ist man aber bis heute noch nicht gekommen. 


Die polnisch-russischen Handelsbeziehungen. | 


Der Chef der Warschauer Sowjet-Handelsvertretung, Firsow, 
erklarte laut EDO in einer Unterredung, daß die polnische Industrie | 


sich immer mehr an den Bedar? des russischen Marktes anpasse, Die 
wjet-Regierung kanfe in Polen vor allen Dingen Kahle, die zum 
Teil über Danzig, zum Tejl auf dem Landwege befördert wird. Außer- 
dem kaufe die Sowjet-Regierung in Polen m großen Mengen land- 
| 

| 


wirtschaftliche Maschinen und Geräte, Weberei-Einrichtungen, Farben, 
Metalle, Chemikalien, Paraffin, Kokosöl, und in Lodz Halbfabrikate. 
Fertige Textilfabrikate kaufe die Snwjet-Handelsvertretung in Lodz 
vorlaufig nicht, da die Produktion des Moskauer Bezirks auf diesem Ges, 
biete 110 Prozent der Vorkriegsnorm betragt, Firsow ist jedoch der 
Ansicht, daß der russische Inlaudsbedari, selbst bzi diesem hohen 
Stande der Produktion, nicht befriedigt werden kann und daß eine n 
gewisse Menge von Textilwaren aus dem Auslande, zum Teil auch aus 
Lodz, wird bezogen werden müssen. Der polnisch-russische Handels- 
verkehr wird, nach Ansicht Firsows, immer mehr zunehmen. Die 
Sowjet-Regierung wird in Polen weitere Kohlenhsstellungen machen 
und auch Wollgarn anzukaufen versuchen, 


Zur Behebung der Kohlenkalamitat, 


die — wie schon erwahnt — in erster Linie auf den katastraphalen 
Transportverhältnissen beruht und die Versorgung des gesamten inneren 
Marktes, insbesondere auch wichtiger Industriezweige derart gefährdet 
hat, daß eine Reihe von Betrieben. bereits hat stillgelegt werden müssen 
und die Direktoren der polnischen Gasanstalten sich kürzlich sogar 
zum Bezug ischechoslowakischer Kohle entschlossen haban, hat die 
Warschauer Regierung eine Reihe von Zwangsmaßnahmen In Aussicht 
genommen, von denen die erste nunmehr m Kraft getreten ist. Es 
handelt sich um dıe Ausstattung des Verkehrsministers mit außer- 
ordentlich weitgehenden Vollmachten, Jie soeben (in Nr, 110 des 
„Dziennik Ustaw“) in Form eıner Verordnung des Staatspräsidenten 
bekanntgegeben worden sind. Danach erhalt der Verkehrsminister, 
und zwar rüickwirkender Kraft vom 6. November, das Recht, die 
sowohl tür die inländischen wie für die auslandischen Märkte hestjinmten 
Kohlen-, Koks- und Brikett-Transporte durch besondere Vernrd- 
nungen selbständig zu regeln. Die Kohlengruben, Brikettfabriken 
und Kokersien müssen dem Verkehrsminister ber Utang, der Pro- 
duktion, der Verladung und des Absatzes jederzeit Auskunft erteilen, 
desgleichen die Abnehmer dieser Produkte über die Aufnahmefähigkeit 
ihrer Lager und die Verwendung des Brennmaterlals, Übertretungen 
dieser Bestimmungen werden imt Geldstrafen bis zu 100000 Zloty 
belegt. Außerdem konnen Repressivmaßnahmen getroffen werden, 
die in einer Beschrankung der Wagengestellung wie auch in einer voll 
kammenen Verweigerung der Wagenzuteilung bestehen konnen, Auf 
diese Weise soll vor allem die Belieferung gewisser Kohlenabnehnier, 
die im Staatsinteresse liegt, sichergestellt werden, Die Veröffentlichun 

der Ausführungshestimmungen steht noch bevor. — Wie diese zweifel- 
los sehr zweischneidige Watfe zur Bekämpfung der heimischen Kohlen- 
nöte, vor allem den Kohlenexport und damit letzten Endes auch die 
polnische Außenhandelsbilanz treffen wird, kann man sich heute schon 
leicht ausmalen. Ohnehin ist man in Lettland sowohl wie in Italien 
und anderen Ländern, wo man sich auf die polnischen Lieferungen ver- 
lassen zu konnen geglaubt hat, außerordentlich verstimmt. In Italie 

2. B. soll man bereits versuchen, die (allerdings erheblich minderwer- 
tigere) jugoslawische Kohle heranzuaichen. Besonders schlimm schein 

die Lage in den letzten Tagen in Lettland geworden zu sein. In Libau 
sieht man sich genötigt, die größeren Betriebe stillzulegen. In große 
Bedrängnis ist auch bereits Wien gebracht worden. Diplomatische 
Schritte in Warschau dürften in den nächsten Tagen von den ver- 
schiedensten Seiten erfolgen. Praktisch erreichen wird man dadurch 
freılich kaum etwas, da der polnische Waggonpark schon von jeher 
vollkommen ungenilgend gewesen ist und die Nachbarländer zurzeit 
auch beim besten Willen nicht in der Lage wären, in gleichem Maße 
wie vor Beginn der Herbstkampagne taglich Tausende von Waggons 
lelhweise zur Verfügung zu stellen, wenn nicht die Abwicklwig der 
eigenen Getreide- und Hackfruchttransparte n. dergl. gefährdet werden 
soll. Am verhangnisvallsten wird aber die Folge der jetzt otfiziell 
sanktionierten Abdrosseltug des polnischen Kohlenexports für die 
Zukunft des polnischen Kohlenahsatzes im Auslande sein, um s0 mehr 
da man heute doch schon mit einem weiteren Abbrückeln des eng- 
lischen Kohlenarbeiterstreiks bestimmt rechnen kann. Im Oktober ist 
sowohl die Forderung wie die Ausfuhr palnischer Kohle erheblich 
zurückgegangen. Laut „Polonia“ wurden in dem Kattowitzer, dem 
Dombrowaer und dem Krakauer Revier insgesamt nur rund 3 Milltanen 
Tonnen gefördert gegenüber 3.8 Millionen Tonnen im September. Der 
lief sich auf 1,5 Millionen Tonnen gegenüber 2 030 000 Tonnen 
ge Zahl) im September und 2 135000 Tonnen im August. 
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Die Haldenvorräte haben sich um zirka 300.000 Tonnen vergroßert. 
— Zu welchen Zuständen der Wagenmangel in den letzten Tagen vor 
Erlaß der obigen Verordnung hereits geflihrt hatte, zeigt eine Meldung 
des „Ilustrowany Kurjer Codzienny‘“ vam 6. d. Mts., wonach sich in 
Polnisch-0/S. förinliche Kohlen- und Waggonbörsen gebildet hatten, 
und zwar in Kattowitz im Hotel Savoy und im Cafe Astoria. Angeblich 
wurden fir einen 15-Tonnen-Waggan 15 Zloty, für einen 20-Tonnen- 
Waggon 20 Zloty gezahlt, Ahnlıche Vorgange werden auch aus Mys- 
lowitz gemeldet. 


e= Stellenmark' | 


Gesuchte Stellen: 

. Kaufmann (Drogist). 

. Geschaftsvertreter. 
. Lagerhalter. 
. Tapezierer und Dekorateur-Gehilfe, 

Wiegemeister. 

, Buchhandlungsgehilte. 
. Buchhalter. 
. Landw. Rechnungsführer. 
| Gutssekretär. 
| Inspektor. 
| Bureaugehilfe. 

. Expedient. 
. Bäcker. 
. Konditor 
. Kutscher ' 
. Sattler. 
. Maschinenschlosser, 

. Tischler, 
, Lehrling (Schlosserei). 

. Buchhalterin und Korrespandentin. 
‚ Filialleiterin. 
. Kontoristin. 
, Verkäuferin. 

« Lehrmädchen 

Offene Stellen: 

. Schmiedemeister, 
. Schuhmachergeselle, 
. Helfer (elektrotechn.). 


4. Gutsgartner. 
Meisterjubilaum. 


Am 28. September feierte Herr Klempnermeister Otto K 1o ss stin 
25jähriges Meisterjubiläum, Wir beglückwiinschen den Jubilat auch 
an dieser Stelle von Herzen zu diesem Ereignis. 


ppe 


H.u. 6. 


Nr. 13 


Ess] Briefkasten. Ici 


Laut 55 91 
des uberbauen 
unmittelbar na 
hat und dem 
grobe 


Fahrlässigkeit nachzuweisen ist 


2if des B. G. B. ist ein Überbaw von dem Eigentümer 
den Grundst’icks zu dulden, wenn er nicht vor oder 
ch der Grenzüberschreitung dagegen Einspruch erhoben 
jachbarn hei seinem Vorgehen kemerlei Vorsatz ader 
Dagegen hat der Eigentümer 


des überbauten Grundstücks Anspruch auf eine jahrliche Rente oder 


aber cr kann 


verlangen, daß er gegen Übertragung des Eigentums 


fiir den in Frage kömme 


en Teil des Grundstücks den G2!dwert er- 


halt, 


den dieser Teil zur Zeit der Grenzüberschreitung, 


abt hat, 


Ob Sıe in Ihrem 


Falle nu 


h verpflichtet sind, eine Entschädigung 


zu 


zahlen, 
seit dem Baudes Zaunes verstrichen 


ist zwei 


haft, da, wie Se angehen, schon über 30 Jahre 
ind 


G. C an 


Artikel 8 der Novelle vam 


Jahre 1897 sagt: Wer bei 


Handwerk 


Inkrafttreten dieser Bestimmung (Gewerbeordnung) ein 
selbständig ausübt, ist befugt, den Meistertitel zu Tilhren, wenn er m 
diesem Gewerbe die Befugnis zur Anleitung von Lehrliugen besitzt. 

Da Sie nun bei Inkrafttreten der Gew.-Örd. am 1. 10. 190] schon 
selbständig gewesen sind und Lehrlinge heschaftigt haben, sind Sie 


auch heute noch ohne weiteres befugt, den Meistertitel zu führen und 
Lehrlinge anzulernen. Die Tatsache, daB Sie die polnische Staats- 
angehörigkeit nicht besitzen, hat hierhci nichts zu sagen. 

R. Eine allgemeine Vorschrift, die verpflichtet, Ihren 
Een einzuzaunen, besteht u. W. nicht ich ist jedoch, daß 
dort eine ortspalizeiliche Verlügung hierüber vorhanden ist, was wir 


jedoch van hier aus nicht feststellen konnen 

Es fragt sich aber, ob es nicht in Ihrem eigenen Interesse liegt, 
den Garten einzuzäunen, was wir ohne genane Kenntnis der Sachlage 
gen konnen. 


E. Eröffnungstag. K, Konkursverwalter. A, Anmeldetermin 


G. Gliubigerversammlımg. 
Dobrzyca. Adam Druzbicki, E. 19. 10.26. K. Stanislaw 
Zmyslany. A. 16. 10. 26. G. 30 26. 
Chojnice. Fa. Ludwig Wegner, Friamciszek Ostrowski. 
ETR 
Znin. Im Konkursverfahren Albert Schünke neue Gläubiger- 
versammlung am 17. Dezember 1926. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil Guido Baehr, für 
den Anzeigenteil R. Schulz, beide in Poznań, ul. Zwierzyniecka 6. 
Druck: Drukarnia Concordia Sp. Akc., Poznań. 


Devisen im Oktober 1926. 


Dollar Engl. Pfund Reichsmark Schw. Frank. 


Danz. Guld. Oesterr. Sch. | Tsch. Krone 


L 127.40 i 
= 12 ‚323 2- 
(A 4- 
5. 127.325) 5- 
A. 127.30 | 127.71 6. 
ki 127.25 | 127.71 T 
_ 127.26 è- 
9 9. 
M 127.275 11. 
12. 127.275| £] 
13. - ED 
14. 127.39 ` 14. 
15, 127.30 | 127.05 15. 
16. 127.3) 16. 
1R. 127.30 | 127.39 18. 
19. 127.39 | 127.55 19. 
20. 127 30 | 127.55 20. 
Ar 127.30 | 127.23 21. 
22, . \ a 127.25 | 127. a 22. 
23. 0,00 | 8.80 | 43.59 |43.59 127.25 23. 
25. 9.00 8.83 | 4369 |44.00 25. 
26. 9.00 8B0 | 43.69 |44.00 127.25 25. 
27. | 2.00 | 8.80 [4363 [44.00 27. 
28. 9.00 8.80 | 43.08 143.50 127.275] 28. 
29. 9.0 RA! | 43.68 |43.50 i u 29, 
30. 910 8.80 | 43.63 |44.00 173.955] 127.50 «30. 
Dhrehsehn.: 215.08 | 174.21 1174.14 | 175.02 | 175.33 127.45 | 26.72 | 26.66: $1.7366] 


1) Mittelkurs der Warschauer Börse; 


3) Errechnet über den Mittelkurs für Auszahlung Londan an der Warschauer Bür: 


2) Parität des Mittelkurses für Auszahlung Warschau an der betreffenden Borse; 


4) Ersechnet nach der täglichen Festsetzung 


des Finanzministeriums für I Gramm Feingold; 1 Goldzioty gleich */,; Gramm Feingold. 


